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EDITORIAL

VORWORT

Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Im Jahr 2022 hat es nach dem Wechsel an der Spitze des 
Justizministeriums einige Veränderungen in der hessischen 
Justiz gegeben. Es bleibt zu hoffen, dass die neuen Impulse 
zu einer nachhaltigen Verbesserung der Stimmung und der 
Arbeitsbedingungen führen werden und der Trend zum Posi-
tiven sich fortsetzen wird. 

Ein Kernthema ist nach wie vor die Frage der unzureichenden 
Besoldung von Richtern und Staatsanwälten. Die laufenden 
Musterverfahren zu Fragen struktureller Unangemessenheit 
im Hinblick auf eine amtsangemessene Besoldung sind 
immer noch nicht entschieden. Über die hessische Besol-
dungsgesetzgebung hat nach der Entscheidung des Hes-
sischen Verwaltungsgerichtshofs nun das Bundesverfas-
sungsgericht im Rahmen der konkreten Normenkontrolle zu 
entscheiden. Zu dieser Thematik findet sich in diesem Heft 
eine Zwischenbilanz des Landesvorsitzenden vor dem Wahl-
jahr.

Charlotte Rau setzt sich in einem Beitrag mit der Bewerber-
lage in der hessischen Justiz auseinander und stellt die aktu-
ell geplanten bzw. bereits umgesetzten Maßnahmen zur 
Erhöhung der Attraktivität des Richterberufs dar.

Wir freuen uns sehr, dass der neue Staatsminister der Justiz, 
Prof. Dr. Roman Poseck, in diesem Heft in einem Interview-
beitrag Fragen der Redaktion beantwortet hat, und danken 
ihm hierfür sehr herzlich.

Die Bewältigung von Massenverfahren stellt derzeit eine 
große Herausforderung für die Justiz dar. Der Deutsche 
Richterbund hat in der Arbeitsgemeinschaft Massenverfah-
ren und in einer Initiativstellungnahme Vorschläge gemacht, 
die in einem Beitrag kurz dargestellt und sodann von Rechts-
anwalt Prof. Dr. Hans-Patrick Schroeder aus anwaltlicher 
Perspektive kommentiert werden.

Auch das Thema der Digi-
talisierung begleitet uns in 
diesem Heft: Der eJustice 
Cup Hessen 2022 wird 
Ende November 2022 ver-
liehen, zwischenzeitlich hat 
für die Teilnehmer ein inter-
aktiver Workshop in der 
IBM Garage in Bonn statt-
gefunden, zu dem ein kur-
zer Bericht abgedruckt ist. 
Unser Redaktionsmitglied 
Henning Müller beschäftigt 
sich mit der Frage der Ersatzeinreichung im ERV, nachdem 
seit Jahresbeginn die Nutzung des beA für Rechtsanwälte 
verpflichtend ist. 

In einem Gastbeitrag verweist RiAG Christian Schmitt auf die 
Wichtigkeit der korrekten Erfassung von Verfahren in der 
Justizstatistik. Schließlich schildert unser Redaktionsmitglied 
Peter Köhler aus Anlass eines aktuellen Strafverfahrens die 
Entwicklung der Gesetzgebung auf dem Gebiet der Kin-
derpornografie.

Wie immer gilt ein großer Dank auch dem Künstlerkollektiv 
p.c.a.p. für die manchmal augenzwinkernde künstlerische 
Begleitung der Texte. 

Wir hoffen, mit der Themenzusammenstellung Ihren Erwar-
tungen entsprochen zu haben, und wünschen eine span-
nende und anregende Lektüre! 

Ihr Landesvorsitzender
Johannes Schmidt

Johannes Schmidt
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Ein Jahr liegen mittlerweile die Vorlagebeschlüsse des 
Hessischen Verwaltungsgerichtshofs zur Beamtenbe-
soldung zurück. Geklagt hatten eine Universitätspro-
fessorin der Besoldungsgruppe W2 sowie ein Justiz-
wachtmeister der Besoldungsgruppe A6. 

Die Feststellungen des 
Verwaltungsgerichtshofs

Das Ergebnis war voraussehbar und erscheint recht-
lich zwingend: Der 1. Senat des höchsten hessischen 
Verwaltungsgerichts ist von der Verfassungswidrigkeit 
der maßgeblichen Besoldungsregelung des kla-
genden Justizwachtmeisters im Zeitraum Juli 2016 
bis Dezember 2020 überzeugt. Hinsichtlich der kla-
genden Universitätsprofessorin traf der Senat diese 
Feststellung sogar für einen Zeitraum von 2013 bis 
2020. Die Alimentation sei im streitgegenständlichen 
Zeitraum evident verfassungswidrig zu niedrig bemes-
sen gewesen (vgl. Hessischer Verwaltungsgerichts-
hof, Beschluss vom 30. November 2021 – 1 A 863/18, 
Rn. 84;  Beschluss vom 30. November 2021 – 1 A 
2704/20, Rn. 96). Dabei legte der Verwaltungsge-
richtshof einen Prüfungsmaßstab zugrunde, der vom 
Bundesverfassungsgericht zur Richterbesoldung ent-
wickelt wurde. Die Leitentscheidungen des Bundes-
verfassungsgerichts hierzu betreffen die für verfas-
sungswidrig erklärte Besoldung der Richter und 
Staatsanwälte im Land Berlin in den Besoldungsgrup-
pen R 1 bis R 3 in den Jahren 2009 bis 2015 sowie 
weitere Besoldungsordnungen der Länder im Bereich 
der R-Besoldung (vgl. BVerfG, Beschluss vom 4. Mai 
2020 – 2 BvL 4/18 –, BVerfGE 155, 1; Urteil vom 5. 
Mai 2015 – 2 BvL 17/09 –, BVerfGE 139, 64). Über 
die hessische Besoldungsgesetzgebung hat nun 

ebenfalls das Bundesverfassungsgericht im Rahmen 
der konkreten Normenkontrolle zu entscheiden.

Bedeutung für die Besoldung der Richter 
und Staatsanwälte

Beide hessischen Verfahren werden sowohl vom 
Land als auch vom Deutschen Beamtenbund, der die 
Kläger in der Prozessführung maßgeblich unterstützt, 
einvernehmlich als Musterverfahren mit struktureller 
Wirkung behandelt. Dies war im Hinblick auf die weit 
auseinanderliegenden Statusämter beider Kläger, mit 
Eingangsbesoldungsunterschieden von mehr als 
3.500 € und gänzlich verschiedenen Dienstpflichten, 
bei der Anstrengung der Klagen auch intendiert.

Viele Richter und Staatsanwälte haben sich auf Bitten 
des hessischen Innenministeriums, unter Bezug-
nahme auf die beiden Musterklagen und gegen teil-
weisen Einredeverzicht, bereitgefunden, die auch 
gegen die R-Besoldung erhobenen Widersprüche 
zeitweise nicht weiterzubetreiben, um die Personal-
verwaltung und die Verwaltungsgerichtsbarkeit nicht 
zu überlasten. Angesichts der Komplexität der Verfah-
ren und des erheblichen anwaltlichen Honorarauf-
wandes – hier raten wir für künftige Konflikte dringend 
zum Abschluss des Dienstrechtsversicherungspa-
ketes des DRB – erschien dies zunächst als sachge-
rechtes Vorgehen. Auch rechtlich schien es bislang 
nicht geboten, eine parallele gerichtliche Feststellung 
für jede einzelne Besoldungsgruppe herbeizuführen: 
Der Verwaltungsgerichtshof hat in der Entscheidung 
zur Besoldung der Universitätsprofessorin nach W 2 
die Querschnittsbedeutung in allen Stufen und Besol-
dungsordnungen ausführlich dargelegt. Die Verfas-
sungswidrigkeit der Alimentation der Klägerin ergebe 
sich aus dem Verstoß gegen das Mindestabstands-
gebot zur Grundsicherung in den unteren Besol-
dungsgruppen der Besoldungsordnung A 5 und A 6, 
also derjenigen von Justizwachtmeistern, der Bedeu-
tung („Indizwirkung“) dieses Verstoßes für die Alimen-
tation der höheren Besoldungsgruppen der Besol-
dungsordnung A sowie dem Durchschlagen der 
danach bestehenden verfassungswidrigen Unterali-
mentation auf die an A 15 orientierte W-2-Besoldung 
(vgl. Hessischer Verwaltungsgerichtshof, Beschluss 
vom 30. November 2021 – 1 A 2704/20 –, juris 144). 
Zum Vergleich: Die Eingangsbesoldung A 15 (Stufe 6) 
betrug ab dem 1. Juli 2013 in Hessen 4478,17 €. Die 
Besoldung R1 (Stufe 6) betrug ab dem 1. Juli 2013 in 

VERFASSUNGSWIDRIGE UNTERALIMENTATION:  

EINE ZWISCHENBILANZ VOR DEM WAHLJAHR
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Hessen 4.459,96 €. Da somit die Besoldung R 1 noch 
unter der als Unteralimentation gerügten Besoldung  
A 15/W 2 lag, kommt den Feststellungen des Verwal-
tungsgerichtshofes unmittelbare Bedeutung auch für 
die Stufen R 1 und R 2 zu.

Erste politische Konsequenzen
Am 7. Dezember 2021, also kurz nach Bekanntwer-
den der Vorlagebeschlüsse des Hessischen Verwal-
tungsgerichtshofes, gab der damalige hessische 
Ministerpräsident Bouffier im Landtag das politische 
Versprechen, man werde nur noch die schriftliche 
Urteilsbegründung des Verwaltungsgerichtshofs 
abwarten. Sobald diese vorliege, werde sich der 
Innenminister rasch an die Umsetzung des Urteils 
machen. Im August dieses Jahres wurden diese Pläne 
endlich konkreter, wenngleich ein Gesetzentwurf 
immer noch aussteht: Das Grundgehalt soll in zwei 
Schritten um jeweils 3 %, also insgesamt 6 %, ange-
hoben werden. Der erste Erhöhungsschritt soll mit 
Inkrafttreten des Doppelhaushalts zum 1. April 2023 
erfolgen, der zweite Erhöhungsschritt um weitere 3 % 
soll zum 1. Januar 2024 erfolgen. Die Erhöhungen 
sollen jeweils zusätzlich zur Übertragung der bereits 
ausgehandelten und anstehenden Tarifergebnisse auf 
die Beamten und Richter gezahlt werden. Der kinder-
bezogene Familienzuschlag soll für die ersten beiden 
berücksichtigungsfähigen Kinder um jeweils 100 € 
sowie für das dritte und weitere Kinder um jeweils  
300 € angehoben werden. Ferner sollen die ersten 
beiden Erfahrungsstufen in den Besoldungsgruppen 
R1 und R 2 entfallen. Hinsichtlich der Besoldungs-
gruppe R 2, die üblicherweise erst nach mehreren 
Dienstjahren erreicht wird, dürfte dies nur eine kleine 
Personenzahl betreffen. Die angekündigten Verbesse-
rungen will die Landesregierung ausdrücklich nur als 
Vorgriff auf eine umfassende Neuregelung der Besol-
dungsordnung nach einer Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts verstanden wissen.

Indes plant das Land Hessen derzeit keine Nachzah-
lungen für die von der verfassungswidrigen Unterali-
mentation betroffenen Jahre 2013 bis 2022. Ferner ist 
derzeit auch nicht konkret ersichtlich, dass alle Kolle-
ginnen und Kollegen von der Streichung der ersten 
beiden Erfahrungsstufen profitieren werden. In einer 
Pressemitteilung des Hessischen Ministeriums der 
Justiz vom 29. September 2022 heißt es dazu, dass 
„die finanziellen Vorteile aus der Streichung der Erfah-
rungsstufen nicht nur Berufsanfängerinnen und 
Berufsanfängern, sondern auch vielen weiteren erfah-
renen Richterinnen und Richtern sowie Staatsanwäl-
tinnen und Staatsanwälten zugutekommen“ sollen.

Hinauszögern des Unvermeidlichen
Besonders hinsichtlich der Nachzahlungen der Besol-
dungsrückstände für die Jahre ab 2013 ist die zöger-

liche Haltung des Landes im Umgang mit den Rechts-
positionen der Kolleginnen und Kollegen nicht zufrie-
denstellend. Hier geht es um substanzielle finanzielle 
Beträge, die nach Schätzungen des Beamtenbundes 
regelmäßig im deutlich fünfstelligen Euro-Bereich lie-
gen dürften. Weitere Verzögerungen gehen ange-
sichts der gegenwärtig historisch hohen Inflation allein 
zulasten der Bediensteten, die in der Vergangenheit 
bei der Durchsetzung ihrer Ansprüche stets fair und 
kooperativ aufgetreten sind. Insofern fehlt leider ein 
rechtliches Mittel, eine verzinsliche Verzugslage her-
beizuführen.
Sowohl bei den überfälligen Nachzahlungen wie auch 
bei der gebotenen Neuordnung des Besoldungsgefü-
ges ist ein „Abwarten auf Karlsruhe“ nicht nachvoll-
ziehbar, da die vorliegenden Entscheidungen des 
Bundesverfassungsgerichts zur R-Besoldung in 
anderen Bundesländern in ihren Kernfeststellungen 
Grundsatzcharakter haben und es dem Verwaltungs-
gerichtshof in Anwendung dieser Grundsätze pro-
blemlos möglich war, die bisherige Unteralimentierung 
bis auf die Nachkommastelle auszurechnen. Folge-
richtig nahm Ministerpräsident Rhein am 7. Juni 2022 
öffentlich Bezug auf den Beschluss des Bundesver-
fassungsgerichts vom 4. Mai 2020 und qualifizierte 
diese Rechtsprechung in seiner Antrittsrede als „Para-
digmenwechsel“ in der Bemessung der Amtsange-
messenheit der Alimentation.

Nachjustierung bei den Erfahrungsstufen
So erfreulich die beabsichtigte Verbesserung der 
Bezüge für Assessoren durch den Wegfall der ersten 
beiden Erfahrungsstufen und so wichtig dies im Hin-
blick auf die Nachwuchsgewinnung ist, kann dies nur 
ein erster Schritt in der Diskussion sein. Es wäre 
bedauerlich und könnte den Zusammenhalt in der 
Justiz schwächen, wenn nicht alle Kolleginnen und 
Kollegen hiervon in gleichem Maße profitieren wür-
den, insbesondere auch diejenigen, die bereits die 
Erfahrungsstufe 11 oder 12 mittlerweile erreicht 
haben. Dies wäre den Kolleginnen und Kollegen in 
höheren Erfahrungsstufen kaum zu vermitteln. Diese 
haben die längste Zeit die Hauptlast der seit den 
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2000er-Jahren vorgenommenen Dienstzeitverlänge-
rung und Arbeitsverdichtung, der tiefen Einschnitte in 
die öffentliche Infrastruktur sowie der Null- bzw. 
1%-Runde und der Beihilfekürzung getragen. Dass 
sie nunmehr im gleichen Maße wie die jungen Kolle-
ginnen und Kollegen von überfälligen Verbesserungen 
profitieren müssen, halten wir für selbstverständlich. 
Die erfahrenen Berufsträger haben das Ausbleiben 
einer Steigerung der Realbezüge selbst in Zeiten gut 
gefüllter Haushaltskassen und sprudelnder Steuerein-
nahmen hingenommen, während außerhalb des 
öffentlichen Dienstes kräftige Einkommensverbesse-
rungen erzielt wurden. Hinzu kommt, dass natürlich 
auch innerhalb einer Besoldungsordnung der Gleich-
behandlungsgrundsatz und der Alimentationsgrund-
satz gelten müssen. Hierzu ist nach unserer Rechts-
auffassung ein systeminterner Besoldungsvergleich 
entsprechend der Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts und des Verwaltungsgerichtshofes 
auch innerhalb der Erfahrungsstufen anzustellen, mit 
der Folge, dass ein „Zusammenschnurren“ der Erfah-
rungsstufen von derzeit zwölf auf künftig zehn recht-
fertigungsbedürftig ist.

Forderungen des Richterbundes Hessen
Aus den Erfahrungen der sich seit neun Jahren dahin-
schleppenden gerichtlichen Auseinandersetzung um 
die Amtsangemessenheit der Besoldung in Hessen 
und aus den gegenwärtigen gesellschaftlichen und 

politischen Entwicklungen leiten wir daher als Kernfor-
derungen ab, dass der Besoldungsstreit nur mit 
einem schnell auf den Weg gebrachten Gesamtpaket 
beendet werden kann. Dazu muss die Nachzahlung 
der evident verfassungswidrigen Bezüge zeitnah ohne 
weiteres Zuwarten erfolgen. Angesichts der dyna-
mischen Inflationsentwicklung sollten ein voller Inflati-
onsausgleich im Hinblick auf die Nachzahlungen 
sowie eine vollstände Anpassung der gegenwärtigen 
Besoldungshöhe an die Geldentwertung selbstver-
ständlich sein. Zudem müssen alle Kolleginnen und 
Kollegen in gleicher Weise von der beabsichtigten 
Besoldungsverbesserung bei den Assessoren profi-
tieren.

Ein Jahr liegen die wegweisenden Beschlüsse des 
Verwaltungsgerichtshofes zurück – in einem Jahr ist 
Landtagswahl. Solche Schaltjahre der Demokratie 
verpflichten uns als Berufsverband der Richter und 
Staatsanwälte, die demokratischen Parteien mit 
hoher Frequenz und Intensität daran zu erinnern, dass 
die zentrale Säule des Rechtsstaates eine starke, 
unabhängige und handlungsfähige Justiz ist, wozu 
nach ständiger Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts verfassungsunmittelbar neben dem 
Prinzip der Bestenauslese auch eine amtsangemes-
sene Alimentation gehört.

Johannes Schmidt

Bewerberrückgang in der Vergangenheit
In Hessen war seit vielen Jahren ein erheblicher Rück-
gang von Bewerbern für das Richteramt (Richter und 
Staatsanwälte) zu verzeichnen. Belastbare Bewerber-
zahlen liegen uns zwar nicht vor, derzeit sind aber 
über 100 vorhandene Richterstellen nicht besetzt. 
Insbesondere ist ein Rückgang gerade von Bewer-
bern männlichen Geschlechts zu beobachten.

Der Rückgang der Bewerberzahlen in der Vergangen-
heit war auf deutliche Verluste der Wettbewerbsfähig-
keit auf dem Nachfragemarkt für juristischen Nach-
wuchs zurückzuführen: Zum einen war Hessen im 
Vergleich zu anderen Bundesländern im Hinblick auf 
die Besoldung abgeschlagen. Dies bezieht sich 

sowohl auf die Eingangsbesoldung als auch auf die 
Endbesoldung sowie auf die Höhe der Besoldung in 
Beförderungsämtern. Auch aufgrund der zentralen 
Lage war und ist für viele hessische Bewerber durch-
aus die Tätigkeit in anderen Bundesländern, insbe-
sondere Baden-Württemberg und Bayern, attraktiv. 
Die Besoldung in diesen Bundesländern liegt immer 
noch erheblich über der hessischen. Zum anderen hat 
der Richterberuf in der öffentlichen Wahrnehmung 
insgesamt an Attraktivität verloren. Die Arbeitsplatz-
ausstattung ist im Hinblick auf IT, aber auch die 
Räumlichkeiten in weiten Teilen veraltet. Die Justiz 
erscheint jungen Bewerbern nicht als moderner 
Arbeitgeber. Hinzu kommt, dass die Arbeitsbelastung 
über Jahre hinweg kontinuierlich angestiegen ist. Die 

BEWERBERLAGE IN DER HESSISCHEN JUSTIZ

URSACHEN DES BEWERBERRÜCKGANGS IN DER  

VERGANGENHEIT UND AKTUELLE GEGENMASSNAHMEN
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Presseberichterstattung hierüber häufte sich in der 
Vergangenheit, denn letztlich geht es um das Recht 
der Bürger auf effektiven Rechtsschutz. Hinzu kom-
men an den Amtsgerichten aufgrund der Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts im Umfang 
stark zunehmende Bereitschaftsdienste, welche zu 
einer Entgrenzung der Arbeit führen und eine Tätigkeit 
am Amtsgericht als sehr belastend erscheinen lassen.

Aktuelle Gegenmaßnahmen 
des hessischen Justizministeriums

In Hessen werden nach dem Ministerwechsel im 
Justizministerium im Mai 2022 erhebliche Schritte 
unternommen, um die Attraktivität des Richterberufs 
zu stärken. 

–	� Die Besoldung wird erhöht (siehe dazu die aus-
führliche Zwischenbilanz von Johannes Schmidt in 
diesem Heft). Ziel ist es, einen Spitzenplatz beim 
Ländervergleich einzunehmen.

–	� Zur Senkung der Arbeitsbelastung sollen auch 
mehr Stellen für Richter und Staatsanwälte in Hes-
sen geschaffen werden. In den kommenden zwei 
Jahren will die Landesregierung 477 zusätzliche 
Stellen in der Justiz schaffen, darunter 100 Stellen 
für Richter und Staatsanwälte und 100 weitere 
Stellen in Serviceeinheiten sowie 66 Stellen im IT-
Bereich.

–	� Die Attraktivität der Justiz als Arbeitgeber soll 
durch geänderte Einstellungskriterien gesteigert 
werden. Nachdem vor zwei Jahren bereits die 
Notenanforderungen für eine Einstellung in den 
Justizdienst abgesenkt wurden, hat der Richter-
wahlausschuss im September 2022 eine weitere 
Absenkung vorgenommen: Nunmehr werden für 
eine Einstellung in den hessischen Justizdienst 
aus den beiden Staatsexamen in der Addition nur 
noch 15 Punkte benötigt, davon mindestens 7,5 
im 2. Juristischen Staatsexamen, bei Vorliegen 
besonderer Voraussetzungen reichen gegebenen-
falls hier auch 7 Punkte.

–	� Es soll eine AssessorBrücke eingeführt werden. In 
Hessen ist für eine Einstellung in den Justizdienst 
das positive Votum des Richterwahlausschusses 
erforderlich. Dies führte in der Vergangenheit häu-
fig dazu, dass interessierte Kandidaten in der War-
tezeit hierauf von anderen Bundesländern mit 
einer festen Einstellungszusage „abgeworben“ 
wurden. Um dies künftig zu verhindern, sollen 
Kandidaten nach dem 2. Juristischen Staatsexa-
men bis zur Einstellung in den Richterdienst durch 
befristete Arbeitsverträge an die Justiz gebunden 
werden.

–	� Das Landgericht Frankfurt am Main hat im Okto-
ber 2022 eine Initiative gestartet, bei der Rechtsre-
ferendare am Landgericht als Protokollführer in 
Strafsachen fungieren (siehe dazu den Beitrag von 
Charlotte Rau in diesem Heft). Dies entlastet zum 
einen den nachgeordneten Dienst, zum anderen 
soll hierdurch in einem möglichst frühen Stadium 
noch während der Ausbildung eine Bindung an die 
Justiz hergestellt werden. Es bleibt zu wünschen, 
dass eine solche justiznahe Tätigkeit künftig auch 
als besondere Leistung bewertet wird, welche die 
Mindestnote im 2. Juristischen Staatsexamen für 
eine Einstellung in den Justizdienst von 7,5 auf 7 
Punkte verringert.

Perspektiven in die Zukunft

Die Justiz muss sich als moderner attraktiver Arbeit-
geber präsentieren. Hierzu gehört vor allem eine 
umfassende Besoldungserhöhung. Im Wettstreit um 
die besten Köpfe muss die Richterbesoldung wieder 
mit Anwaltsgehältern vergleichbar werden. Schnellst-
möglich ist zudem eine ausreichende Anzahl von Stel-
len zur Verringerung der chronischen Arbeitsüber- 
lastung zu schaffen und auch zu besetzen. Die Anzahl 
der Beförderungsämter ist für die Motivation der Kol-
legen zu erhöhen. 

Sehr wichtig ist auch eine umfassende zukunftsfähige 
Umstrukturierung des Arbeitsplatzes. Hessen ist bei 
der Einführung der elektronischen Akte im Vergleich 
zu anderen Bundesländern im Hintertreffen. Jungen 
Bewerbern ist ein Arbeiten mit der Papierakte fremd. 
Zunehmend sind in Verfahren aus dem strafrechtli-
chen, aber auch zivilrechtlichen, arbeits- und sozial-
rechtlichen Bereich immense Datenmengen zu sich-
ten, was ohne eine entsprechende IT-Ausstattung 
nicht möglich ist. Der Handlungsdruck in dieser Hin-
sicht ist als enorm zu bewerten.

Charlotte Rau 
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INTERVIEW MIT DEM HESSISCHEN STAATSMINISTER  
DER JUSTIZ PROF. DR. ROMAN POSECK

Herr Prof. Dr. Poseck, Sie 
waren bis zu Ihrer Ernennung 
zum hessischen Staatsmini-
ster der Justiz am 31.05.2022 
Präsident des Staatsge-
richtshofs des Landes Hes-
sen sowie des Oberlandes-
gerichtes Frankfurt am Main. 
Wie nehmen Sie diesen Per-
spektivwechsel wahr?
Der Perspektivwechsel ist all-
gegenwärtig. Der Wechsel zwi-
schen den Staatsgewalten ist 
ein großer Schritt. Justiz und 

Politik ticken unterschiedlich, was ganz überwiegend 
gut und richtig so ist. Positiv nehme ich das Mehr an 
Gestaltungsmöglichkeiten wahr. Als OLG-Präsident 
musste ich in zentralen Fragen, zum Beispiel des 
Haushalts, Vorgaben aus Wiesbaden umsetzen. Nun 
kann ich die Interessen der Justiz und meine Vorstel-
lungen unmittelbar in die politischen Entscheidungs-
prozesse einbringen.

Was sind für Sie die wichtigsten Themen inner-
halb dieser Legislaturperiode bis Januar 2024?
Die wichtigsten Themen liegen auf der Hand: Auf der 
einen Seite die Verbesserung der Personal- und  
Belastungssituation, auf der anderen Seite die weitere 
Einführung der elektronischen Akte. Natürlich gibt es 
noch viele weitere Themen, um die ich mich kümmern 
möchte, aber die beiden genannten Themen sind 
zentral. 

Insbesondere in der ordentlichen Gerichtsbarkeit 
und den Staatsanwaltschaften gibt es in Hessen 
nach dem Personalbedarfsberechnungssystem 
Pebb§y zu wenige Stellen und darüber hinaus 
auch zu viele unbesetzte Stellen. Mit welchen 
Maßnahmen wollen Sie dieses Problem in den 
Griff bekommen?
Die Stellensituation möchte ich mit dem Doppelhaus-
halt 2023/2024 deutlich verbessern. Es sind 477 
zusätzliche Stellen für die Justiz vorgesehen. Das ist 
eine in der Geschichte des Landes einzigartige Ver-
stärkung in zwei Jahren. Insgesamt sollen 100 neue 
Stellen für Richterinnen und Richter sowie Staatsan-
wältinnen und Staatsanwälte geschaffen werden. 
Diese wiederum möchte ich schwerpunktmäßig in 
den besonders belasteten Justizbereichen zum Ein-
satz bringen. Die proportional größte Verstärkung sol-
len die Staatsanwaltschaften mit 37 zusätzlichen Stel-
len erfahren. Für die ordentliche Gerichtsbarkeit sind 
59 Stellen vorgesehen; der Schwerpunkt soll auf einer 
Verstärkung der besonders belasteten Landgerichte 
liegen.

Wie können die Schwierigkeiten bei der Nach-
wuchsgewinnung behoben werden?
Durch ein Maßnahmenbündel. Wir müssen uns 
anstrengen, dass wir die Stellen auch besetzen kön-
nen. Unbesetzte Stellen nutzen nichts. Ich will einzelne 
Maßnahmen zur Nachwuchsgewinnung exemplarisch 
herausstellen: Durch die moderate Absenkung der 
Notenanforderungen von 16 auf 15 Punkte in beiden 
Examen haben wir das Feld der Bewerberinnen und 
Bewerber erweitert. Durch die vorgesehene Struktur-
reform in der R-Besoldung infolge der Streichung der 
ersten beiden Erfahrungsstufen erhöhen wir die Attrak-
tivität der hessischen Justiz im Ländervergleich. Wei-
terhin wollen wir die Einstellungsverfahren beschleuni-
gen. Außerdem machen wir gezielt Werbung für eine 
Tätigkeit in der Justiz. Einen kleinen Beitrag leiste ich 
selbst bei meinen Gerichtsbesuchen, indem ich inten-
sive Gespräche mit den Referendarinnen und Referen-
daren sowie den Assessorinnen und Assessoren 
führe. Diese Gespräche sind aus meiner Sicht nicht 
nur spannend, sondern auch sehr gewinnbringend.

Wird die Absenkung der Notenanforderungen bei 
gleichbleibender Arbeitsqualität die Bewerberlage 
erheblich verbessern? 
Ja, das erwarte ich. Viele Prüflinge schließen ihre Exa-
mina in diesem Notenspektrum ab. Auch die meisten 
anderen Bundesländer haben ihre Einstellungskriterien 
angepasst und lassen inzwischen ein mittleres „befrie-
digend“ genügen. Ich möchte verhindern, dass hes-
sische Absolventinnen und Absolventen in andere 
Bundesländer abwandern. Aktuell liegen bereits viele 
Bewerbungen im Hinblick auf die geänderten Noten-
anforderungen vor, zum Beispiel von Personen, die 
erst einmal einen anderen beruflichen Weg eingeschla-
gen haben. Zu Recht sprechen Sie auch die Arbeits-
qualität an. Das Absenken von Noten darf keine End-
losschleife sein. Aber bei einem Punkt weniger 
befürchte ich keine größeren Qualitätseinbußen. Und 
wenn wir im nächsten Jahr voraussichtlich mehr als 
200 Neueinstellungen statt gut 100 in vergangenen 
Jahren oder gut 40 in Jahren des früheren Personalab-
baus vornehmen, scheint mir eine Vergrößerung des 
Bewerberfeldes logisch und notwendig zu sein.

Welche zusätzlichen Anreize planen Sie für Bewer-
berinnen und Bewerber für den Richterdienst (z. B. 
Stichwort: AssessorBrücke)?
Die AssessorBrücke verfolgt das Ziel einer schnelleren 
Bindung der Bewerberinnen und Bewerber. Wir wollen 
den Wechsel in andere Bundesländer, die wegen des 
Fehlens eines Richterwahlausschusses häufig schnel-
ler einstellen können, verhindern. Und durch die Ver-
beamtung der Referendarinnen und Referendare ist 
der Druck nach dem Examen, schnell eine Tätigkeit zu 

Staatsminister der Justiz Prof. Dr. Roman Poseck
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finden, deutlich gestiegen, weil kein Arbeitslosengeld 
gezahlt wird. Auch die Anhebung der Einstiegsgehälter 
ist ein Anreiz für die Bewerberinnen und Bewerber. 

Wie bewerten Sie im Nachhinein die Verkürzung 
der gerichtlichen Stationen zugunsten der Anwalt-
schaft in Hessen im Hinblick auf die Ausbildungs-
qualität und die Möglichkeiten, Assessoren für den 
Justizdienst zu gewinnen? Welchen Reformbedarf 
sehen Sie im Referendariat?
Drei Änderungen für das Referendariat hat der Hes-
sische Landtag vor Kurzem beschlossen: die Einfüh-
rung eines Teilzeitreferendariats, die Ermöglichungen 
des E-Examens und die verbindliche Auseinanderset-
zung mit der NS-Diktatur und dem SED-Unrecht. 
Diese Neuregelungen sind aus meiner Sicht allesamt 
wichtige Schritte. Wir werden uns aber jetzt nicht 
zurücklehnen; die gute Ausgestaltung des Referenda-
riats ist eine Daueraufgabe. Im Übrigen hat die Ent-
scheidung seinerzeit der Bundesgesetzgeber getrof-
fen. Hessen kann dies daher nicht alleine rückgängig 
machen. Zudem haben wir schon heute Kapazitäts-
probleme im Referendariat. Mich erreichen immer wie-
der Klagen aus der Justiz über ein zu hohes Maß an 
Ausbildungsverpflichtungen. Bei einer Verlängerung 
der gerichtlichen Stationen würden diese Verpflich-
tungen noch einmal deutlich steigen. Von daher plane 
ich an dieser Stelle auch bis auf Weiteres keine Ände-
rungen.

Welche Rolle spielt aus Ihrer Sicht die Richterbe-
soldung? Hessen steht im Ländervergleich derzeit 
nicht gut da. Was wollen und können Sie ändern? 
Nach den Haushaltsbelastungen durch die 
Corona-Epidemie stecken wir derzeit in einer 
Energiekrise. Wird die Justiz trotzdem zu einer 
amtsangemessenen Besoldung finden?
Zu Recht sprechen Sie die immensen Herausforde-
rungen an, vor denen wir aktuell als Gesellschaft, aber 
auch als Bundesland stehen. Viele Herausforderungen 
bedeuten Mehrbelastungen für die Haushalte der Län-
der, die schon zuvor auf Kante genäht waren. Leider 
wälzt der Bund auch aktuell viele finanzielle Lasten zur 
Bewältigung der Krisen auf die Länder ab. Ich freue 
mich sehr darüber, dass es in diesem Umfeld eine Per-
spektive für eine deutliche Verbesserung der R-Besol-
dung in Hessen gibt. Das sind deutliche Zeichen einer 
Wertschätzung für die Bediensteten und einer Schwer-
punktsetzung bei der Justiz. Mit den Besoldungserhö-
hungen, -anpassungen und der Streichung der ersten 
beiden Erfahrungsstufen sowie der geplanten entspre-
chenden Übertragung auf etwa 60 % aller schon täti-
gen und in Erfahrungsstufen befindlichen Richterinnen 
und Richter sowie Staatsanwältinnen und Staatsan-
wälten werden wir im Ländervergleich aus dem Mittel-
feld auf vordere Plätze rücken. Das sollte auch unser 
Anspruch sein.

Plädieren Sie – wie der Deutsche Richterbund – für 
eine Rückkehr zur bundeseinheitlichen Besol-
dung?
Das scheint mir eher eine theoretische Frage zu sein. 
Politisch sehe ich hierfür derzeit keine Realisierungs- 
chance. Für mein Ziel eines Spitzenplatzes der hes-
sischen R-Besoldung im Ländervergleich wäre die 
Vereinheitlichung auch kontraproduktiv.

Plant das Land Hessen konkret auch Nachzah-
lungen für alle Bediensteten für die Jahre, in denen 
eine amtsangemessene Besoldung nicht bestand?
Die Landesregierung hat erste Maßnahmen der Besol-
dungsreparatur auf den Weg gebracht. Eine notwen-
dige finanzielle Kraftanstrengung. Uns war es wichtig, 
im Interesse der Bediensteten jetzt schon zu handeln 
und nicht erst auf eine Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts zu warten. Derzeit gibt es keine Pla-
nungen für Nachzahlungen; aber die weitere Entwick-
lung der Gerichtsverfahren bleibt natürlich abzuwarten. 
An dieser Stelle erlaube ich mir aber schon den Hin-
weis, dass es meines Wissens derzeit keine Entschei-
dung gibt, die die Amtsangemessenheit der hes-
sischen R-Besoldung infrage stellt. Der Verwaltungs-
gerichtshof hat sich in seiner maßgeblichen 
Entscheidung mit der Besoldung von Wachtmeiste-
rinnen und Wachtmeistern befasst.

Sollen die unterschiedlichen Lebenshaltungskos- 
ten, insbesondere Wohnkosten, bei der Besoldung 
wieder berücksichtigt werden (wie etwa einst 
durch die „Ballungsraumzulage“)?
Das Thema greift natürlich über die Justiz hinaus. Eine 
Ballungsraumzulage wäre aus meiner Sicht ein falscher 
Weg. Zunächst möchte ich hervorheben, dass die 
meisten Bewerberinnen und Bewerber für den 
R-Bereich ins Rhein-Main-Gebiet streben. Es ist deut-
lich schwieriger, in ländlichen Gebieten Stellen nachzu-
besetzen. Diese Schieflage würde eine Ballungsraum-
zulage noch verschärfen. Außerdem finde ich es sehr 
schwierig, Ballungsräume abzugrenzen. Soll es die 
Zulage nur für Frankfurt geben? Oder auch für Darm-
stadt, Hanau, Kassel und Wiesbaden? Möglicherweise 
können die geplanten Besoldungsverbesserungen 
auch aus diesem Thema ein wenig die Luft nehmen. 

Auch im Hinblick auf die elektronische Akte, die 
bis 2026 einzuführen ist, hat Hessen keine Vorrei-
terrolle inne. Wie wollen Sie den Umsetzungsrück-
stand aufholen?
In Zusammenarbeit mit der IT-Stelle ist ein neuer Pro-
jektplan erstellt worden. Dieser ist an dem Ziel ausge-
richtet, die Vorgabe der Einführung der E-Akte bis zum 
Jahr 2026 umzusetzen. Wir haben die Strukturen des 
Projekts neu ausgerichtet, zum Beispiel durch die Ein-
richtung eines zentralen Koordinators im Ministerium, 
und die IT-Stelle personell gestärkt. Damit sind wir nun 
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in der Lage, die nächsten Schritte der Ausweitung der 
E-Akte anzugehen; aktuell in der Ziviljustiz beim Land-
gericht Kassel, noch in diesem Jahr beim Amtsgericht 
Bad Homburg. Im nächsten Jahr wird das Tempo 
voraussichtlich noch mehr zunehmen. Es sollen alle 
Landgerichte mit der elektronischen Akte ausgestattet 
werden. Wir haben mit dem erfolgreichen Pilotprojekt 
in Limburg nun eine sehr gute Basis, sodass es mög-
lich ist, schneller voranzuschreiten und zu anderen 
Ländern aufzuholen.

Die nach derzeitiger Gesetzeslage verpflichtende 
Einreichung von Schriftsätzen per beA durch die 
Rechtsanwälte bei gleichzeitiger an den Gerichten 
geführten Papierakten (mit entsprechenden 
Kosten für Personal und Sachressourcen) stellt 
einen Systembruch dar. Wann wird sich das in 
Hessen ändern?
Der Gesetzgeber hat den Medienbruch, der fast alle 
Bundesländer trifft, bewusst in Kauf genommen, 
indem die E-Akte erst nach der elektronischen Erreich-
barkeit eingeführt werden muss. Wir arbeiten daran, 
den Medienbruch zu überwinden. Wir wollen die elek-
tronische Akte möglichst schnell nach ihrer Einführung 
zur führenden Akte machen. Reduzierungen im Auf-
wand konnten schon durch die flächendeckende Ein-
führung von EDDA erreicht werden, weil dadurch der 
elektronische Versand an die Verfahrensbeteiligten 
ermöglicht wurde.

Wie werden sich die Arbeitsplätze in der Justiz 
durch die Einführung der elektronischen Akte ver-
ändern?
Grundlegend, und zwar in allen Arbeitsgebieten. Vor-
teile werden sich im Hinblick auf die Flexibilität der 
Arbeitsbedingungen, die Verfügbarkeit der Akte, die 
Strukturierung des Vortrages und die Suche nach 
Inhalten ergeben. Am Ende wird aber immer noch die 
persönliche Entscheidung der Richterin oder des 
Richters stehen. Auch mit der elektronischen Akte 
wird es zum Glück keinen Entscheidungsroboter 
geben. Nicht zu verkennen ist, dass die Abhängigkeit 
von Technik zunehmen wird. Ausfälle und Angriffe von 
außen können natürlich gerade in diesen Zeiten nicht 
ausgeschlossen werden. Darauf müssen wir best-
möglich vorbereitet sein.

Sie haben gerade im Bundesrat die Initiative zum 
Umgang mit Massenverfahren an den Zivilgerich-
ten eingebracht. Teilen Sie hierbei die Position der 
Initiativstellungnahme des Deutschen Richter-
bundes zur besseren Bewältigung von Massen-
verfahren in der Justiz?
Wir ziehen hier aus meiner Sicht an einem Strang, und 
das, um in den Worten eines früheren Vorsitzenden 
des Bezirksrichterrats der ordentlichen Gerichtsbar-
keit zu sprechen, auch an derselben Seite. Ich bin 

dem Richterbund sehr dankbar, dass er aktiv gewor-
den ist. Die Vorschläge sind allesamt zielführend. Zum 
Teil gibt es auch Übereinstimmung mit der hessischen 
Bundesratsinitiative, zum Beispiel im Hinblick auf das 
Vorabentscheidungsverfahren zum BGH. Die Vor-
schläge des Richterbundes gehen teilweise sogar 
noch weiter, beispielsweise zu den Möglichkeiten des 
schriftlichen Verfahrens und der Videoverhandlung. 
Auch diese Vorschläge finde ich richtig, wenngleich sie 
aus meiner Sicht nicht nur für Massenverfahren rele-
vant sein sollten. 

Halten Sie eine diskutierte Anhebung des Zustän-
digkeitsstreitwerts für Amtsgerichte für geboten? 
Sollte Gleiches gegebenenfalls auch für die Nicht-
zulassungsbeschwerde zum Bundesgerichtshof 
diskutiert werden?
Aus meiner Sicht sollten zumindest Inflationsentwick-
lungen nachgezeichnet werden. Die Werte sind über 
viele Jahre unverändert geblieben, obschon es Infla-
tion gegeben hat. Eine Anhebung der relevanten 
Werte kann ich mir daher gut vorstellen. Sie wird auch 
in der Konferenz der Justizministerinnen und Justizmi-
nister aktuell intensiv diskutiert.

Was ist der Sachstand hinsichtlich der geplanten 
Mehrarbeitsvergütungsverordnung bezüglich der 
Eil- und Bereitschaftsdienste? Sind im Bereich der 
Eil- und Bereitschaftsdienste weitere Anpas-
sungen der JuZuV in Vorbereitung?
Der gesamte Komplex ist bei den Amtsgerichten wei-
terhin ein emotionales Thema, was ich verstehe. Wir 
werden die Anforderungen, die ja im Wesentlichen 
durch das Bundesverfassungsgericht aufgestellt wur-
den, nicht ändern können, sondern müssen mit die-
sen sachgerecht und vernünftig umgehen. Die Mehr-
arbeitsvergütungsverordnung befindet sich aktuell in 
der Abstimmung mit dem Innenministerium. Ich hoffe, 
dass wir bald zu tragfähigen Ergebnissen gelangen. 
Weiteren Konzentrationen auf der Ebene der Amtsge-
richte stehe ich offen gegenüber, sofern diese vor Ort 
als vorteilhaft angesehen werden. Es ist dagegen der-
zeit nicht meine Absicht, auch die Landgerichte oder 
gar das Oberlandesgericht in die Eil- und Bereit-
schaftsdienste einzubeziehen.  Das würde Probleme 
nur verschieben und verschärfen, ohne sie zu lösen.
 
Hat die Justiz ausreichende Ressourcen für eine 
angemessen zügige Bearbeitung von zunehmend 
komplexer werdenden Strafverfahren, gerade 
auch im Bereich der Internet-Kriminalität und des 
Staatsschutzes?
Keine Frage, die Belastungen sind im Moment sehr 
hoch. Trotzdem können die allermeisten Verfahren 
nach wie vor zügig und qualitativ hochwertig geführt 
werden; selbstverständlich vor allem aufgrund des 
hohen Engagements der Bediensteten in der Justiz. 
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Von den angesprochenen zusätzlichen fast 500 Stel-
len verspreche ich mir eine spürbare Verbesserung der 
Ressourcenlage, die gerade auch in den von Ihnen 
angesprochenen Bereichen wirken sollte.

Sehen Sie derzeit im richterlichen Bereich eine 
interne Personalverschiebung vom Zivilbereich in 
den Strafbereich?
Die Geschäftsverteilung obliegt natürlich den Präsi-
dien, sodass ich nicht alle Details der Entwicklung 
kenne. Aber nach meinem Eindruck findet eine solche 
Verschiebung an vielen Gerichten statt. Dafür gibt es 
auch gute Gründe: zum einen der besondere 
Beschleunigungsdruck in den zahlreichen Haftsa-
chen, zum anderen die fast flächendeckend zu beob- 
achtenden sehr hohen Eingangszahlen bei den erstin-
stanzlichen Strafsachen der Landgerichte. Hinzu 
kommt noch, dass die Zivilverfahren in den letzten 
Monaten überwiegend zurückgegangen sind. Der 
Scheitelpunkt der Dieselwelle liegt zum Glück hinter 
uns.

Wie stehen Sie zu der Frage der audiovisuellen 
Aufzeichnung der Hauptverhandlung in Strafsa-
chen?
Kritisch. Zunächst müsste es für eine solch gravie-
rende Änderung einen guten Grund geben. Den sehe 
ich nicht. Die Strafjustiz arbeitet in Deutschland aus 
meiner Sicht sorgfältig, zuverlässig und mit einer sehr 
geringen Fehlerquote. Die Aufzeichnung wäre ein Ein-
fallstor für neue Überprüfungen der Beweiswürdigung. 
Unser Revisionsrecht, das sich nach meinem Dafür-
halten bewährt hat, würde sich grundlegend ändern. 
Auch die Sorgen, dass sich die Hauptverhandlung im 
Angesicht von Kameras verändern würde, sollten wir 
ernst nehmen. Schließlich entstünde auch ein immen-
ser technischer und personeller Aufwand in den 
Gerichten. Ich kann das Interesse aus der Richtung 
der Anwaltschaft an der Aufzeichnung verstehen, aber 
die Politik muss hier sehr sorgfältig handeln und darf 
Bewährtes nicht ohne Not über Bord werfen.

Die Eingangszahlen sind seit der Jahrtausend-
wende im Bereich der Ziviljustiz um 1/3 und im 
Bereich der Strafjustiz um 1/4 gesunken, dennoch 
ist der Personalkörper seit dem Jahr 2010 um ca. 
10 % angewachsen und die Arbeitsbelastung der 
Kolleginnen und Kollegen immens. Wie erklären 
Sie sich diesen Umstand? Ist der Ressourcenein-
satz in der Justiz noch effizient?
Diese Entwicklung ist in der Tat erstaunlich. Sie spie-
gelt sich auch in den Pebb§y-Zahlen wider, die nach 
wie vor hoch sind. Eine wesentliche Ursache für die 
gestiegene Belastung trotz des Rückgangs von Ver-
fahren liegt darin, dass komplexe Verfahren zugenom-
men haben. Und dies gilt sowohl für die Strafjustiz, die 
mit neuen Phänomenen, wie etwa EncroChat-Verfah-

ren mit mehreren Angeklagten, umgehen muss, als 
auch für die Ziviljustiz, die gerade im Rhein-Main-
Gebiet viele Verfahren mit schwierigen Rechtsfragen, 
hohen Streitwerten und internationalen Bezügen zu 
bearbeiten hat. Die Anforderungen des Gesetzgebers 
und der höchstrichterlichen Rechtsprechung haben 
auch eher zugenommen. Zudem ist das Streitverhal-
ten ein anderes geworden. Der Einsatz von künstlicher 
Intelligenz auf Anwaltsseite wirkt sich ebenfalls aus. 
Da sich das Personal nicht beliebig vermehren lässt, 
müssen wir in der Tat zu einem effizienteren Ressour-
ceneinsatz kommen. Die hessische Bundesratsiniti- 
ative zu den Massenverfahren verfolgt genau dieses 
Ziel. Gleiches gilt für Überlegungen zum Ordnungs-
widrigkeitenrecht, die ich in die Beratung der Konfe-
renz der Justizministerinnen und Justizminister einge-
bracht habe. Zuletzt habe ich mich darüber hinaus 
dafür ausgesprochen, offen über eine Veränderung 
oder Streichung der Strafvorschrift des § 265 a StGB 
nachzudenken. Auch bei diesem Delikt stellt sich die 
Frage der Verhältnismäßigkeit des Ressourcenein-
satzes. In anderen Staaten müssen es die Verkehrs-
betriebe in der Regel selbst in die Hand nehmen, sich 
durch Schutzvorkehrungen gegen Schwarzfahrer zu 
schützen. 

Wie stehen Sie zu einer grundlegenden Überarbei-
tung des HRiG?
Insgesamt scheint mir das hessische Richterrecht 
angemessen. Gleichwohl liegt der Fokus natürlich 
fortwährend auf der Frage möglicher Reformbedarfe. 
Änderungen muss es zum Beispiel hinsichtlich der 
gesetzlichen Grundlagen für Beurteilungen geben. 
Hierzu hat das Bundesverwaltungsgericht den Län-
dern Vorgaben gemacht. Es liegt in der Natur der 
Sache, dass die Beteiligungsgremien immer wieder 
für eine Ausdehnung ihrer Rechte eintreten. Auch 
diese Diskussion bin ich bereit zu führen, allerdings 
sehe ich kaum Spielräume für eine Abkoppelung vom 
hessischen Personalvertretungsrecht, sofern nicht 
ganz spezifische Belange der Justiz betroffen sind. Die 
Verzahnung zum HPVG hat sich nach meinem Dafür-
halten insgesamt bewährt. Die von den Richterver-
bänden geforderte Selbstverwaltung der Gerichte 
sehe ich kritisch. Ich glaube nicht, dass die Justiz 
damit besser fahren würde. Eine kraftvolle Vertretung 
der Interessen der Justiz in der Politik ist auch im 
gegebenen Rahmen möglich. Das zeigen aus meiner 
Sicht auch die aktuellen Entwicklungen mit den 
zusätzlichen Stellen und den Besoldungsverbesse-
rungen. 

Herr Staatsminister, wir danken Ihnen herzlich für 
dieses spannende Interview.

Das Interview führten Charlotte Rau 
und Johannes Schmidt.
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AKTUELLES

BEWÄLTIGUNG VON MASSENVERFAHREN DURCH DIE JUSTIZ

VORSCHLÄGE DER AG MASSENVERFAHREN UND INITIATIVSTEL LUNGNAHME DES DEUTSCHEN RICHTERBUNDES

Die Arbeitsgemeinschaft Massenverfahren des Deut-
schen Richterbundes hat am 13.05.2022 Vorschläge 
zur besseren Bewältigung von Massenverfahren durch 
die Justiz vorgelegt, die der Deutsche Richterbund in 
seiner Initiativstellungnahme Nr. 1/22 aufgegriffen hat.1 

Die erarbeiteten Lösungsansätze enthalten zum einen 
Vorschläge für Änderungen des Zivilprozessrechts für 
Massenverfahren. Hierzu gehören etwa Vorabent-
scheidungsverfahren beim Revisionsgericht und Aus-
setzungsmöglichkeit für Folgeverfahren, Durchführung 

1 �	� Das Abschlusspapier der AG Massenverfahren und die Initiativ-
stellungnahme sind auf der Website des DRB unter „Positionen / 
Stellungnahmen“ veröffentlicht. Geleitet wurde die AG durch 
Roland Kempfle, Mitglied des DRB-Präsidiums. Für den Richter-
bund Hessen war Charlotte Rau Mitglied der AG.

einer Videoverhandlung oder Entscheidung im schrift-
lichen Verfahren auch ohne Zustimmung der Parteien, 
Möglichkeit der Entscheidung grundsätzlicher Rechts-
fragen durch das Revisionsgericht auch im Falle 
anderweitiger Erledigung sowie die Begrenzung des 
Instanzenzuges auf eine Tatsacheninstanz. Zum ande-
ren werden auch Vorgaben zu Struktur, Umfang und 
Zeitpunkt des Parteivortrags in Massenverfahren für 
sinnvoll gehalten. Hinzu kommen Forderungen nach 
einer auskömmlichen personellen Ausstattung der 
Gerichte sowie einer Ausschöpfung des Potenzials der 
Digitalisierung, etwa auch durch beschleunigte Online-
verfahren für standardisierte Fälle.

Die Empfehlungen der AG und die darauf beruhenden 
Forderungen des Deutschen Richterbundes sind in 
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der Justizpolitik bundesweit auf Gehör gestoßen. In 
Bayern und Niedersachsen haben die Justizministe-
rien den Vorschlag des Deutschen Richterbundes auf-
gegriffen, Modellprojekte unter Beteiligung von Prakti-
kern aus Justiz und Anwaltschaft zu starten, in denen 
die Nutzung digitaler Werkzeuge zur Strukturierung 
von Sachvortrag erprobt werden soll. Richterinnen 
und Richter in Bayern und Niedersachsen sind daher 
seit dem Sommer aufgerufen, am „Reallabor Struktur-
vorgaben im Zivilprozess“ teilzunehmen. Das Land 
Hessen hat in einer Bundesratsinitiative vom 
25.07.2022 mehrere der Kernforderungen des Deut-
schen Richterbundes aufgegriffen (BR-Drs. 342/22). 
Es sei nun Aufgabe des Bundes, einen Gesetzentwurf 
zu erarbeiten, um die Gerichte bei Massenverfahren zu 
entlasten und der unverhältnismäßigen Bindung von 

Justizpersonal durch Massenverfahren entgegenzu-
wirken.2

Es bleibt zu hoffen, dass ein solcher Gesetzentwurf 
zeitnah vorgelegt wird.

Im folgenden Gastbeitrag sieht Rechtsanwalt Prof. Dr. 
Hans-Patrick Schroeder in der Bewältigung von Mas-
senverfahren eine große Herausforderung für Justiz, 
Anwaltschaft und Gesetzgeber und plädiert für einen 
offenen Dialog.

Charlotte Rau

2 �	� So der hessische Staatsminister der Justiz Prof. Dr. Roman  
Poseck, Pressemitteilungen vom 14. und 16.09.2022, abrufbar 
auf der Homepage des hessischen Justizministeriums.
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Die Vorschläge der Arbeitsgemeinschaft Massenver-
fahren des Deutschen Richterbundes vom 13.05.2022 
(nachfolgend: Vorschläge DRB) geben Anlass für eine 
Stellungnahme aus Anwaltssicht, konkret aus der 
Perspektive des Beklagtenvertreters in Massenver-
fahren. 

Massenverfahren, Private Enforcement
und Überlastung der Ziviljustiz

Massenverfahren in Form von vielen parallelen, im 
Wesentlichen gleich gelagerten Verfahren belasten die 
Justiz, indem sie die Fallzahlen bei Gericht erhöhen 
(Vorschläge DRB, Ziff. 2, 3.1.). Interessanterweise gibt 
es daneben auch Stimmen aus der Justiz, die bekla-
gen, dass vermeintlich wichtige Verfahren nicht (mehr) 
im staatlichen Gerichtsverfahren, sondern im Schieds-
verfahren erledigt werden1. Bei Massenverfahren stellt 
sich die Frage der Streiterledigung im Schiedsverfah-
ren aufgrund der Verbraucherbeteiligung allerdings 
regelmäßig nicht. 

Der Trend in Gesetzgebung und Rechtspraxis geht 
dahin, bei Gesetzesverstößen die Rechtsdurchset-
zung durch Private (sog. „Private Enforcement“) zu 
fördern. Diese Erwägungen liegen der Verbandskla-
gerichtlinie zugrunde2, sie stehen hinter der Billigung 
des Inkassomodells für Sammelklagen durch den 
BGH3 und haben vermutlich auch bei der Rechtspre-
chung des BGH zur Anerkennung eines Schadenser-
satzanspruchs in Abwesenheit eines konkreten Ver-

1 �	� Tombrink, BRAK-Mitteilungen 2017, 152, 154 m. w. N.; vgl. 
Gaier, NJW 2016, 1367 und schon Hirsch, SchiedsVZ 2003, 49.

2 �	� Richtlinie (EU) 2020/1828, ABl. L 409/1-27 vom 04.12.2020, 
ErwG 1, 7 bis 10; vgl. auch Augenhofer, NJW 2021, 113, 113 f.

3	� BGH, Urteil vom 13. Juli 2021 – II ZR 84/20 (juris); BGH, Urteil 
vom 27. November 2019 – VIII ZR 285/18 (juris); Lerch/Schroe-
der, ZIP 2022, 1627, 1634; vgl. auch Rott, WuM 2020, 185, 185, 
191.

mögensschadens in Sachen „Diesel“ eine Rolle 
gespielt4. 

Die notwendige Folge dieses Private Enforcements ist 
allerdings, dass die Zivilgerichte zwangsläufig mit die-
sen Fällen beschäftigt werden. Unternehmen auf der 
Beklagtenseite müssen als Treuhänder des Vermö-
gens ihrer Gesellschafter sicherstellen, dass nur 
berechtigte Forderungen – dem Grunde und der 
Höhe nach – erfüllt werden. Dies erfordert außer bei 
vollständig klarer Sach- und Rechtslage – wie z. B. 
Flugverspätungen – regelmäßig eine gerichtliche Klä-
rung. Jenseits dieser Fälle kann ein kollektiver Rechts-
schutz mangels einfach und gleich gelagerter Sach-
verhalte der Einzelfallgerechtigkeit oftmals nicht 
Genüge tun5. Die klageweise Rechtsdurchsetzung 
unter Hinzuziehung von (Massen-)Inkassodienstleis- 
tern hat der BGH zuletzt im Rahmen der Rechtspre-
chung zum sog. Inkassomodell ausdrücklich, wenn 
auch obiter, anerkannt.6 Das Bemühen der Zivilge-
richte ist daneben selbstverständlich auch der Kern-
bereich des Grundrechts auf Justizgewährleistung7.
  
Es ist bemerkenswert, dass die Vorschläge des Deut-
schen Richterbundes weder die Musterfeststellungs-
klage noch die Verbandsklagerichtlinie als gesetzge-
berische Versuche zur Konzentration von Massenver-
fahren ansprechen. Für die Musterfeststellungsklage 
lässt sich das durch den Umstand erklären, dass sie 
massenhaft auftretende Einzelverfahren nicht verhin-
dern kann (und konnte), siehe „Diesel“. Der wesent-
liche Grund hierfür besteht darin, dass Einzelverfahren 
mit einem Streitgegenstand, der sich mit dem eines 
Musterverfahrens überschneidet, für die Dauer eines 
Musterfeststellungsverfahrens nicht einmal ausge-
setzt werden können. 

„Level Playing Field“ und Parteirechte
Die Vorschläge beklagen eine Benachteiligung der 
Justiz im Vergleich zu Anwälten und Parteien und 
sprechen insoweit von einem „uneven playing field“, 
sodass aufgrund ungleicher „(Start-)Bedingungen“ 
keine „Fairness“ mehr herrsche (Vorschläge DRB, 
Ziff. 4.2.). Aus anwaltlicher Perspektive ist diese Wort-

4	� BGH, Urteil vom 25. Mai 2020 – VI ZR 252/19 (juris); zum Einfluss 
der Sachen „Diesel“ für die Verbandsklage-RiL Gsell/Meller-Han-
nich, JZ 2022, 421.

5	� Vgl. Schroeder, NJW-Editorial vom 03.02.2022, https://rsw.beck.
de/aktue l l /da i l y /magaz in /deta i l /neuaufs te l lung- fuer-
massenverfahren?bifo=port).

6	� BGH, Urteil vom 27. November 2019 – VIII ZR 285/18, Leitsätze 
c) und d) sowie Rn. 42 ff. (juris).

7	� Vgl. BVerfGE 54, 277, 291 f.; BVerfGE 85, 337, 345.
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wahl ungewöhnlich, legt sie doch nahe, dass sich der 
Richter als Gegner der Parteien oder Anwälte ver-
steht. Um in dem von den Vorschlägen des Deut-
schen Richterbundes gewählten Bild des Spielfeldes 
zu bleiben: Der Richter scheint sich als Spieler und 
nicht als Spielleiter (Schiedsrichter?) zu sehen. Aus 
Sicht der Parteien und ihrer Anwälte sind die Richter 
keineswegs strukturell unterlegen. Vielmehr stehen 
sie insoweit über den Parteien, als sie den Rechts-
streit zwischen den Parteien entscheiden, an wel-
chem sie selbst nicht beteiligt sind. Die Richter ent-
scheiden über Erfolg oder Misserfolg der Parteien, 
bewerten den inhaltlichen Vortrag und das prozessu-
ale Verhalten der Parteien. Ein Antagonismus zu den 
Parteien besteht gerade nicht8.

Aus anwaltlicher Sicht erscheinen die Vorschläge  des 
Deutschen Richterbundes in diesem Zusammenhang 
deshalb problematisch, weil sie teilweise das Recht 
der Parteien auf Gehör einschränken. Schwierig ist 
neben der Rechtfertigung der anderen (schlechteren?) 
Behandlung von Parteien in Massenverfahren vor 
allem die Abgrenzung der Massenverfahren von 
anderen Zivilverfahren. Wie viele gleich gelagerte Fälle 
sind erforderlich, um von einem Massenverfahren zu 
sprechen? Wie ähnlich müssen die Fälle sein? Gilt die 
Sonderbehandlung ab dem ersten Verfahren? 

Im Einzelnen:
1. Vorabentscheidungsverfahren zum BGH

Ein Vorabentscheidungsverfahren zum BGH (Vor-
schläge DRB, Ziff. 5.1.1.)  in Massenverfahren begeg-
net starken Bedenken, geht es doch in den Einzelver-
fahren regelmäßig nicht nur um abstrakte Rechtsfra-
gen, sondern um die Subsumtion eines konkreten 
Lebenssachverhalts. Dieser wird für die dritte Instanz 
erst über die beiden Tatsacheninstanzen festgestellt 
und steht dementsprechend am Anfang eines Pro-
zesses noch nicht fest9. Sowohl Kläger als auch 
Beklagte haben zudem ein legitimes Interesse daran, 
einen hinreichend typischen Fall durch den BGH ent-
scheiden zu lassen. Ein atypischer Fall mit einem 
Sachverhalt, der keine hinreichende Breitenwirkung 
hat, ist ungeeignet, ein Massenverfahren rechtlich zu 
befrieden. Dementsprechend sind auch Maßnahmen, 
den Parteien die Beendigung von Revisionsverfahren 
zu erschweren, kritisch zu sehen10. Es ist allen Anwäl-
ten in einem Massenverfahren völlig klar, dass eine 
BGH-Entscheidung in der Sache unvermeidlich ist. 
Sie ist darüber hinaus aber auch erforderlich, weil nur 

8	� Becker in: Anders/Gehle, ZPO, 80. Auflage 2022, Einleitung 
Rn. 29 zum Gericht als „Helfer und Schützer“ statt „Feind“ oder 
„Hemmschuh“; BVerfG NJW 2006, 1579 zur prozessualen Für-
sorgepflicht.

9	� Schroeder, NJW-aktuell 29/2021, S. 15; vgl. BGH NJW 2005, 
1583, 1584; vgl. BGH NJW 2004, 2751, 2753.

10	� Zum Beispiel die Möglichkeit, trotz Rücknahme über das Rechts-
mittel zu entscheiden.

der BGH Rechtssicherheit schaffen kann. Dazu ist 
aber – wie gesagt – eine hinreichend typische Sach-
verhaltskonstellation erforderlich.

2. Schriftliches Verfahren und virtuelle münd-
liche Verhandlung

Virtuelle mündliche Verhandlungen (Vorschläge DRB, 
Ziff. 5.1.4.) sind aus anwaltlicher Sicht zu begrüßen, 
es sei denn, eine umfangreiche Zeugen- oder Sach-
verständigenvernehmung ist erforderlich. Dann ver-
schafft die Verhandlung in persona den besseren Ein-
druck; sie erleichtert auch die Interaktion zwischen 
den Beteiligten. Von der mündlichen Verhandlung 
ohne Zustimmung der Parteien absehen zu können 
(Vorschläge DRB, Ziff. 5.1.3.), ist aus anwaltlicher 
Sicht ein zweischneidiges Schwert. Auch wenn in der 
Praxis des Anwaltsprozesses der mündliche Aspekt 
hinter den Ausführungen im Schriftsatz zurücktritt11, 
gibt doch das Rechtsgespräch in der mündlichen Ver-
handlung Gelegenheit, auf die zentralen Aspekte des 
Falles hinzuweisen und Missverständnisse aufseiten 
des Gerichts auszuräumen.12 Es ist besser, wenn das 
bereits im laufenden Verfahren geschieht und nicht 
erst in der nächsten Instanz. 

3. Beschränkung auf eine Tatsacheninstanz
Die Beschränkung des Instanzenzugs auf eine Tatsa-
cheninstanz (Vorschläge DRB, Ziff. 5.1.7.) scheint aus 
anwaltlicher Sicht keine zweckmäßige Maßnahme zur 
Handhabung von Massenklagen zu sein. Die Entwick-
lung der höchstrichterlichen Rechtsprechung ist 
davon abhängig, dass der BGH auf der richtigen Tat-
sachengrundlage und auf der Basis eines typischen 
Sachverhalts entscheidet. Deshalb ist es auch gebo-
ten, die Korrektur des Tatbestandes in dem Maß zu 
ermöglichen, wie dies die ZPO für die Berufungsin-
stanz vorsieht. Abgesehen von den bereits beschrie-
benen Problemen (gilt z. B. die vorgeschlagene 
Beschränkung auf eine Tatsacheninstanz bereits im 
ersten Einzelfall eines sich abzeichnenden Massen-
verfahrens?) ist eine Schlechterstellung der Parteien in 
einem Einzelfall eines Massenphänomens durch 
Wegfall der zweiten, eingeschränkten Tatsachenin-
stanz nicht gerechtfertigt.

4. Vorgaben zum Parteivortrag 
Beschränkungen des Parteivortrages oder die Vor-
gabe einer bestimmten Form für den Parteivortrag 
(Vorschläge DRB, Ziff. 5.3.) sind aus anwaltlicher Sicht 
kritisch zu beurteilen. Komplexe Sachverhalte lassen 
sich nur bis zu einem bestimmten Punkt vereinfachen. 
Effektives rechtliches Gehör kann es deshalb auch 

11	� Müller-Teckhof in: Kern/Diehm, ZPO, 2. Auflage 2020, § 137 
Rn. 6; Köbler in: Ory/Weth, jurisPK-ERV Band 2, 2. Auflage,  
§ 137 ZPO Rn. 1 (Stand: 01.09.2022).

12	� Vgl. Kern in: Stein/Jonas, Kommentar zur Zivilprozessordnung, 
23. Auflage 2016, § 128 Rn. 1 f.
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erfordern, ohne ein konkretes Seitenlimit vorzutragen. 
Zudem setzt die Rechtsprechung zur anwaltlichen 
Berufshaftung und zum Ausschluss verspäteten Vor-
trags einen Anreiz dazu, im Zweifel eher zu viel als zu 
wenig Sachverhalt vorzutragen. Vortrag zu unerheb-
lichen Tatsachen ist zwar ärgerlich, kann aber vom 
Richter einfach übergangen werden. Ob der struktu-
rierte Parteivortrag Abhilfe schaffen könnte, wäre 
natürlich eine Frage der praktischen Umsetzung. 
Starre Vorgaben zur Strukturierung des Parteivortrags 
sind jedoch nicht zweckmäßig, insbesondere wenn 
bislang unbekannte Sachverhalte oder Sachverhalte 
mit neuen, individuellen Besonderheiten vorgetragen 
und subsumiert werden sollen, die bei der Erstellung 
der Eingabemaske dementsprechend noch nicht 
berücksichtigt werden konnten13.

Sachliche und persönliche Ausstattung 
der Ziviljustiz als Reaktion auf 
Massenklagenphänomene

Aus anwaltlicher Sicht ist die Forderung der Arbeits-
gemeinschaft nach besserer personeller und sach-
licher Ausstattung völlig nachvollziehbar. Wenn das 
Phänomen „Massenverfahren“ mittelfristig bestehen 
bleibt, wovon auch nach der Umsetzung der Ver-
bandsklagerichtlinie auszugehen ist, werden auch die 
Fallzahlen mittelfristig erhöht bleiben. Dementspre-
chend bedarf es zusätzlicher Planstellen, um dem 
gestiegenen Bedarf gerecht zu werden. Auch eine 
bessere technische Ausstattung wäre zu begrü-
ßen – anekdotisch wird noch immer überliefert, dass 
die technischen Voraussetzungen bei Gericht für die 
Durchführung von Videoverhandlungen teilweise nicht 
vorliegen. Das muss sich natürlich ändern. Auch eine 

13	� Vgl. Modernisierung im Zivilprozess. Diskussionspapier der 
Arbeitsgruppe „Modernisierung des Zivilprozesses“ im Auftrag 
der Präsidentinnen und Präsidenten der Oberlandesgerichte, des 
Kammergerichts, des Bayerischen Obersten Landesgerichts und 
des Bundesgerichtshofs, https://www.justiz.bayern.de/media/
images/behoerden-und-gerichte/oberlandesgerichte/nuernberg/
diskussionspapier_ag_modernisierung.pdf (Stand: 21.09.2022), 
S. 82 f.; zur Beschneidung der Beibringung des Prozessstoffs 
durch Eingabemasken Zwickel, MDR 2021, 716, 719.

Unterstützung der Richter durch Sekretariate und wis-
senschaftliche Mitarbeiter wäre aus anwaltlicher Sicht 
zu begrüßen. Wenn die Richter außerhalb des Kern-
bereichs richterlicher Entscheidungstätigkeit unter-
stützt werden, kann dies die Qualität richterlicher 
Streitbeilegung verbessern. Eine verstärkte Nutzung 
von Legal Tech zur vereinfachten Aufarbeitung des 
Sachverhalts, die aufgrund der aktiven Nutzungs-
pflicht des beA in elektronischer Form naheliegt, 
könnte ebenfalls hilfreich sein.

Fazit
Massenklagen stellen Parteien, Anwälte und Richter 
vor große Herausforderungen. Einfache Lösungen für 
das Problem sind nicht ersichtlich. Die Bewältigung 
dieser Erscheinung wird eine Aufgabe für die Justiz 
und die Anwaltschaft, aber auch für den Gesetzgeber 
bleiben. Wichtig ist vor allem, dass alle Beteiligten in 
einen offenen Dialog treten und sich nicht als Gegner 
verstehen. 

Prof. Dr. Hans-Patrick Schroeder 

AKTUELLES
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Am Landgericht Frankfurt am Main übernehmen seit 
Oktober 2022 neben den dortigen Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle auch zunächst 12 Rechtsreferen-
dare in Nebentätigkeit die Protokollführung in landge-
richtlichen Strafsachen. Dies ist eine Reaktion auf die 
Personalnot im nachgeordneten Dienst. Zugleich bie-
tet es Rechtsreferendaren die Möglichkeit, am Ver-
handlungsgeschehen zu partizipieren und vertiefte 
Einblicke in unterschiedliche Verfahrenslagen und ihre 
prozessuale Behandlung zu erhalten.

Theoretische und praktische Einweisung
Am 29. und 30.09.2022 hat am Landgericht Frankfurt 
am Main eine Einführungsarbeitsgemeinschaft für 
Referendare stattgefunden. VorsRiLG Dr. Eva-Marie 
Distler hat für die ersten 12 Referendare einen Crash-
kurs zum strafrechtlichen Protokoll am Landgericht 
durchgeführt. Auf dem Programm stehen Allgemeines 
zum Protokoll, zu seinem Inhalt und seiner Bedeu-
tung, rechtliche Grundlagen, praktische Tätigkeit und 
sitzungswachtmeisterliche Aufgaben: ein auf die 
wesentlichen Grundlagen, Fragestellungen und Pro-
bleme kondensierter Gang durch die Strafverhand-
lung am Landgericht vom Aufruf der Sache bis zur 
Erstellung des Fertigstellungsvermerks. Zudem wer-
den den Referendaren für ihre Tätigkeit als Protokoll-
führer Textbausteine und Musterdateien für das straf-
rechtliche Protokoll zur Verfügung gestellt.

Seit Oktober befinden sich die Referendare bereits in 
der Sitzung, anfangs teilweise noch begleitet mit Pro-
tokollführer, mittlerweile aber bereits in alleiniger Ver-
antwortung. 

Referendare als Urkundsbeamte 
der Geschäftsstelle

Tätig werden die Referendare bei der Protokollführung 
als Urkundsbeamte der Geschäftsstelle. Eine Beauf-
tragung von Referendaren mit der Protokollführung in 
Strafsitzungen ist hierbei rechtmäßig. Nach § 153 
Abs. 5 S. 1 GVG können die Länder bestimmen, dass 
solche Personen mit den Aufgaben eines Urkundsbe-
amten der Geschäftsstelle betraut werden, die auf 
dem übertragenen Sachgebiet einen Wissens- und 
Leistungsstand aufweisen, der dem Ausbildungsgrad 
für den mittleren Justizdienst gleichwertig ist. Das 
Land Hessen hat eine entsprechende Bestimmung 
getroffen; zuständig für die erforderliche Feststellung 

der Gleichwertigkeit und Betrauung mit den Aufgaben 
sind die jeweiligen Behördenleiter, für das Landgericht 
Frankfurt am Main also dessen Präsident.

Die Nebentätigkeit der Referendare ist derzeit 
zunächst befristet bis zum Jahresende 2022. Geplant 
ist aber, die Möglichkeit einer Protokollführer-Neben-
tätigkeit jeweils bis zum Abschluss des Assessorexa-
mens anzubieten. Das Landgericht Frankfurt am Main 
plant, im Rhythmus von vier Monaten jeweils weitere 
Rechtsreferendare einzustellen, um dauerhaft einen 
möglichst großen Pool von etwa 20 Referendaren für 
die Protokolltätigkeit vorzuhalten. Nach Auskunft von 
Dr. Distler ist das Interesse der Referendare an dieser 
Nebentätigkeit sehr hoch. So gebe es am Landge-
richt Frankfurt am Main bereits eine Warteliste für den 
Einstellungstermin im Januar. In Bewerbungsgesprä-
chen werde deutlich, dass sich vor allem solche Refe-
rendare bewerben, die eine spätere Tätigkeit in der 
Justiz anstrebten. 

Fazit
Das Modell des Landgerichts Frankfurt am Main zur 
personellen Verstärkung im Protokolldienst ist gerade 
erst angelaufen. Es könnte gleichwohl auch für andere 
hessische Gerichte interessant sein, denn es bringt 
personelle Entlastung im Bereich der Urkundsbeam-
ten der Geschäftsstelle und zugleich Erfahrungsge-
winn für die im Protokolldienst tätigen Referendare. 
Darüber hinaus ist zu hoffen, dass die qualifizierte 
justizinterne Nebentätigkeit für Referendare sich auch 
auf die Nachwuchsgewinnung für die hessische Justiz 
positiv auswirken wird. 

Charlotte Rau

RECHTSREFERENDARE ALS PROTOKOLLFÜHRER IN STRAFSACHEN

ECHTEINSATZ FÜR REFERENDARE WÄHREND DER 
AUSBILDUNG AM LANDGERICHT FRANKFURT AM MAIN
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Am 23.09.2022 machten sich 13 Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer des eJustice Cup Hessen 2022 nach 
Bonn auf, um an einem eintägigen interaktiven Work-
shop in der IBM Garage for Defense teilzunehmen. 
Zusammen mit zwei Mitgliedern des Projektteams 
und Mitarbeitern von IBM wurden die Teilnehmer zu 
Strategien der IT-Projektentwicklung gecoacht und 
hatten Gelegenheit, ihre Ideen für den eJustice Cup 
Hessen 2022 mit den anderen Teilnehmern, dem Pro-
jektteam und den Profis zu diskutieren.

Es waren sehr produktive Sitzungen in bester Atmo-
sphäre. Kerngesprächsthemen waren: Wie können 
wir durch Digitalisierung die Justizarbeit vereinfachen, 
besser zusammenarbeiten, Wissen teilbar und KI 
nutzbar machen und grundsätzlich Technologie nut-
zen, um schneller zu werden und den Fokus auf die 
nötigen Dinge zu setzen.

 Johannes Schmidt

eJUSTICE CUP HESSEN 2022: 

TEILNEHMER-EVENT:  
BESUCH DER IBM GARAGE FOR DEFENSE IN BONN 

BEZIRKSGRUPPEN 
NEUE VORSTANDSMITGLIEDER 

Zum Oktober 2022 hat sich die Bezirksgruppe Darmstadt neu konstituiert. 
Die neuen Vorstandsmitglieder sind:

erster Vorsitzender: 	 RiAG als st. V. Leif Kindinger (Amtsgericht Dieburg)
stellvertretender Vorsitzender: 	 VorsRiLG Dr. Karsten Markert (Landgericht Darmstadt)
Kassenwart: 	 RiLG Tobias Hannappel (Landgericht Darmstadt)
Schriftführer: 	 R Giulio Pavleković (Landgericht Darmstadt und Amtsgericht Langen)
Assessoren-Beauftragte: 	 RiAG Julia Wulfmeyer (Amtsgericht Dieburg)
Staatsanwaltschafts-Beauftragter: 	 StA Friedrich Mockenhaupt (Staatsanwaltschaft Darmstadt)
Amtsgerichts-Beauftragter: 	 RiAG als st. V. Dr. Peter Wahl (Amtsgericht Rüsselsheim)

Auch die Bezirksgruppe Marburg hat Mitte Oktober einen neuen Vorstand gewählt:

Vorsitzender:    	 VRiLG Dr. Marco Herzog (Landgericht Marburg)
Kassenwart:      	 RiLG Leo Wolfgang Raab (Landgericht Marburg)
Schriftführer:    	 RiLG Jonathan Kreis (Landgericht Marburg)

Wir gratulieren den neuen Vorständen zur Wahl und freuen uns auf eine gute Zusammenarbeit im Landesverband!
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BEZIRKSGRUPPEN

Eine kleine Gruppe von sieben Kolleginnen und Kolle-
gen nahm am 6. Oktober 2022 für eineinhalb Stunden 
an einer von der Bezirksgruppe Frankfurt am Main 
des Richterbundes Hessen organisierten Führung 
durch das Deutsche Romantik-Museum teil. 

Es handelt sich um das weltweit erste Museum, das 
sich der Epoche der Romantik als Ganzes widmet. Im 
Dämmerlicht werden mit innovativen Ausstellungs-
formen Manuskripte, Grafiken, Gemälde und 
Gebrauchsgegenstände präsentiert, welche die Zeit 
der Romantik als Schlüsselepoche erfahrbar machen. 

Bereits das Gebäude ist beeindruckend; dies beginnt 
im Foyer mit der freigelegten Brandmauer zum Goe-
the-Haus, dem Blick in den kleinen romantischen 
Garten und dem Fußboden, der aus den Trümmer-
steinen des abgerissenen Vorgängergebäudes 
besteht. Über die – auch in den Medien breit beschrie-
bene – sich verjüngende Himmelstreppe gelangt man 

ab dem zweiten Stock in die eigentliche Ausstellung 
zur Romantik. Während des Aufstiegs schlägt eine 
goldene Spieluhr den Gesang einer Nachtigall, Sym-
bolvogel der Romantik. Die Ausstellung selbst ist in 
der kurzen Zeitspanne von eineinhalb Stunden nur 
punktuell erfahrbar. Gezeigt wird eine beeindruckende 
synästhetische Umsetzung von Ideen, Werken und 
Personenkonstellationen. 

Das etwas traurige Fazit für den juristischen Berufs-
stand: Bei den Hunderten auf einer Wand aufgelis- 
teten Worten mit Assoziationen zur Romantik befindet 
sich – soweit eine schnelle Durchsicht diesen Schluss 
zulässt – nicht ein einziger Begriff aus dem juristischen 
Wortfeld. Insofern mag der Museumsbesuch als eine 
willkommene Abwechslung von dem höchst unro-
mantischen Richterberuf gedient haben.

Charlotte Rau

FÜHRUNG DURCH DAS DEUTSCHE ROMANTIK-MUSEUM  
IM OKTOBER 2022

WEM DIE NACHTIGALL SCHLÄGT …
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Wie lange ist „vorübergehend“? Was wie eine eher 
philosophische Frage klingt, kann im elektronischen 
Rechtsverkehr über die Zulässigkeit einer Klage ent-
scheiden, insbesondere in Zeiten, in denen die Ver-
lässlichkeit kritischer Infrastruktur weniger verlässlich 
werden könnte.

Mit einem extremen Fall hatte sich bereits das OVG 
Münster (v. 6.7.2022 – 16 B 413/22) zu beschäftigen: 
„Die Störung der Telefon- und Internetverbindung des 
Unterzeichners ist von der Deutschen Telekom bisher 
nicht beseitigt worden; ein Bautrupp hat sich für den 
30. März 2022 angesagt, sodass hier lediglich ein 
Faxgerät von Dritten zur Verfügung steht. Dies wird 
anwaltlich versichert“, war der Vortrag eines Rechts-
anwalts. Insgesamt kam der Rechtsanwalt damit auf 
eine „vorübergehende“ Störung seines beA von über 
fünf Wochen. Das besondere elektronische Behör-
denpostfach (beBPo) eines Unfallversicherungsträ-
gers in Thüringen ist sogar sei Januar 2022 infolge 
eines Hackerangriffs nicht mehr verfügbar. Licht am 
Ende des Tunnels sieht die Behörde nicht.

Kommt es zu Störungen des elektronischen Rechts-
verkehrs, sieht das Gesetz eine Ersatzeinreichung vor, 
§ 130 d S. 3, 4 ZPO. Die Einreichung kann also auf 
einem beliebigen anderen prozessrechtlich vorgese-
henen Wege erfolgen – per Post, Fax oder Bote. 
Fraglich ist, ob die geschilderten Fälle hierunter noch 
zu subsumieren sind, denn nach dem Wortlaut des 
Gesetzes darf die technische Unmöglichkeit der elek-
tronischen Einreichung nur „vorübergehend“ sein.

Fünf Wochen sind aus Sicht des OVG Münster jeden-
falls zu viel. Ein Rechtsanwalt, der in der Lage ist, sich 
des Faxgerätes eines Dritten zu bedienen – so erfolgte 
hier die Ersatzeinreichung –, hätte auch andere – digi-
talere – Möglichkeiten nutzen können. Konkret schlägt 
das OVG Münster einen Mobilfunkhotspot vor: „Dass 

der Prozessbevollmächtigte des Antragstellers 
jedenfalls dem zuletzt genannten Erfordernis, 

etwa durch ein Hinwirken auf eine schnellere 
Behebung der von ihm geltend gemachten Stö-

rung oder die Beschaffung und Verwendung 
eines mobilen Hotspots, nachgekommen 

ist, hat er schon nicht dargelegt.“

Die offenbare Untätigkeit des Rechtsan-
walts erzeugt selbstredend Kopfschüt-
teln. So verständlich die Reaktion des 
OVG Münster deshalb ist, so wenig 
zwingend ist sie doch. Letztlich wird 

hier dann doch eine anwaltliche Sorg-

faltspflicht hinsichtlich der eigenen Infrastruktur einge-
führt. Sorgfaltspflichten beziehen sich aber nicht auf 
Merkmale wie vorübergehend oder unmöglich, son-
dern sind Teil einer Verschuldensprüfung – die wiede-
rum § 130 d S. 3, 4 ZPO gerade nicht vorsieht.

Vieles spricht deshalb dafür, nicht von einem kon-
kreten Zeitraum auszugehen, sondern entscheidend 
dürfte nur sein, dass die Störung absehbar einer 
Beseitigung zugeführt werden soll, also an der Behe-
bung der Störung gearbeitet wird. Nicht vorüberge-
hend ist deshalb ein Ausfall, der jedenfalls zunächst 
untätig als gegeben hingenommen wird bzw. bei dem 
für die Abhilfe keine Bemühungen ersichtlich sind. 
Gleiches gilt erst recht, wenn ein elektronischer Über-
mittlungsweg noch nie zu Verfügung stand. Dies wäre 
ggf. im Wege der Glaubhaftmachung darzulegen.

Keine Frage des Merkmals „vorübergehend“ ist des-
halb, wann und ob ein Verfahrensbeteiligter, dessen 
elektronischer Übermittlungsweg gestört ist, für einen 
Ersatz zu sorgen hat (bspw. bei Ausfall einer Telefon-
leitung, einen Hotspot). Dies ist eine Fragestellung, die 
im Rahmen des Merkmals der Unmöglichkeit glaub-
haft zu machen ist.

Einzig lässt sich deshalb überlegen, ob eine Unmög-
lichkeit dann nicht mehr gegeben ist, wenn es leicht 
ist, das Hindernis zu beheben. Die Grenzziehung 
dürfte indes hierfür schwierig sein. Ebenso lässt sich 
der Gedanke möglichen Rechtsmissbrauchs ins Feld 
führen. Für Letzteres wäre wohl zunächst zu fragen, 
ob der anwaltliche Vortrag wirklich ausreichend war, 
um einen solch langen Ausfall sämtlicher Kommuni-
kationsanbindung der Kanzlei glaubhaft zu machen 
(wie bspw. kommunizieren die Mandanten mit dem 
Rechtsanwalt?).

So oder so: Die Entscheidung des OVG Münster ist 
zunächst ein Einzelfall. Das wird er aber nicht bleiben. 
Die Rechtsprechung tut gut daran, hier Milde walten 
zu lassen. Nicht nur ist § 130 d S. 3–4 ZPO als „pro-
zessuale Wohltat“ vom Gesetzgeber gewollt und 
bewusst verschuldensunabhängig. Wichtiger ist, 
dass die Gerichte auch selbst sehen, wie mühevoll die 
Etablierung elektronischer Geschäftsprozesse ist. 
Was gleichermaßen in der Justiz hakt, sollte jedenfalls 
nicht überzogen von Verfahrensbeteiligten verlangt 
werden. Eine Kanzleiinfrastruktur IT-sicher „einfach 
so“ auf einen Internet-Hotspot umzustellen, ist jeden-
falls kein triviales Unterfangen.

Henning Müller

ERSATZEINREICHUNG IM ERV

WIE LANGE IST „VORÜBERGEHEND“?

eJUSTICE
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Pinnwand

Regieru
ngserkl

ärung

Der Minister der Justiz will die Justiz 

mit dem Pakt für den Rechtsstaat 

„zukunftsfest“ machen (PlPr. 

20/115).

Neues aus dem Landtag

SPD

Die SPD stellt einen Berichtsan-

trag zu Kosten, Projektmanage-

ment und Umsetzung des hes-

sischen eJustice-Programms (Drs. 

20/8161).

FDP

Die FDP wollte per kleiner Anfrage 

Einzelheiten zum Stellenbesetzungs-

grad, zum Stand amtsangemessener 

Alimentation, zur Nachwuchsgewin-

nung und zur Belastungssituation 

klären (Drs. 20/7918).

SPD
Die SPD stellt einen Berichtsan-
trag zum Personalaufbau nach 
dem Pakt für den Rechtsstaat 
(Drs. 20/9299).

Plenum 

Der Landtag befasste sich am 

12.05.2022 mit dem dringlichen Ent-

schließungsantrag der Regierungs-

fraktionen „Digitalisierung in der 

Justiz: bürgernah, serviceorientiert 

und sicher“ (Drs. 20/8453; PlPr 20/104, 

S. 8405 ff.).

SPD

Die SPD wollte im Rahmen einer kleinen Anfrage wissen, ob bei erhöhter Überlastung eine Zunahme 
des Krankenstandes in der hes-sischen Justiz anzunehmen sei (Drs. 
20/8020).

SPD

Die SPD interessierte sich für befris- 

tete Arbeitsverhältnisse in der 

hessischen Justiz und deren Auswir-

kungen für betroffene Personen 

(Drs. 20/6582).

SPD
Die SPD-Fraktion stellte einen 
Berichtsantrag zu den Verfahrens-

dauern in der hessischen Justiz 
(Drs. 2076927).

FDP

Die FDP-Fraktion möchte Auskunft 

über behauptete Missstände in der 

Nachlassabteilung des AG Offenbach 

(Drs. 20/9315).

FDP

Die Abgeordnete Schardt-Sauer inte-

ressiert sich für den Stand der Gerichts-

verhandlungen in englischer Sprache 

bei der Kammer für Handelssachen am 

Landgericht Frankfurt am Main (Drs. 

20/9231).

Plenum

Das Plenum diskutierte am 02.02.2022 über Fragen der Verfas-sungstreue von Richtern (PlPr. S. 7628 ff.).

SPD

Die SPD begehrt Auskunft zur 

aktiven Nutzungspflicht der 

Gerichte im elektronischen 

Rechtsverkehr (Drs. 20/8097).

Plenum
Der Landtag diskutierte im Rahmen einer aktuellen Stunde am 14.07.2022 
über die jüngst bekannt gewordene Entlassung von Untersuchungsgefan-
genen (PlPr. 20/111, S. 8854 ff.).
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Zur Bedeutung der korrekten Erfassung 
von Verfahren in der Justizstatistik 
für die Berechnung des Personalbedarfs

Der Personalbedarf für Gerichte und Staatsanwalt-
schaften wird nach dem sog. System Pebb§y ermit-
telt. Es gilt die Formel: Personalbedarf = (Verfahrens-
menge x Basiszahl) : Jahresarbeitszeit, wobei die 
Variable der Verfahrensmenge durch die Justizstatistik 
ermittelt wird (vertiefend Sprickmann Kerkerinck, 
DRiZ 2015, 242 ff.). Für den Zivilbereich enthält die 
„Anordnung über die Erhebung von statistischen 
Daten in Zivilsachen“ mit Stand 01.01.2022 (ZP- 
Statistik) detaillierte Regelungen für die Erfassung der 
Verfahren. 

Die grundsätzliche Kritik an dem System Pebb§y (vgl. 
VG Wiesbaden, Beschl. v. 28.03.2019 – 6 K 1016/15.
WI, juris Rn. 117; Schulte-Kellinghaus, ZRP 2006, 
169, 171) soll nicht verschwiegen werden. Gegen-
stand dieses Beitrages ist indes, für Achtsamkeit hin-
sichtlich der statistisch korrekten Erfassung der Ver-
fahren zu werben. 

Der Verf. hatte in den vergangenen Jahren einen auf-
merksamen Blick auf die Erfassung der Verfahren in 
seinem zivilrechtlichen Dezernat am Amtsgericht 
Hanau. Zudem erarbeitete er im Jahr 2019 einen 
Bericht über die Erfassung der Verfahren in der dor-
tigen gesamten Zivilabteilung, der auf einer nach dem 
Zufallsprinzip erfolgten Auswertung von 20 bis 25 % 
aller laufenden Verfahren basierte. Zwar betreffen 
diese Untersuchungen und Beobachtungen nur die 
Zivilabteilung eines einzelnen Gerichts in Hessen in 
einem bestimmten Zeitraum. Allerdings ist davon aus-
zugehen, dass verschiedene Quellen für potenzielle 
Fehlerfassungen auch an anderen Gerichten auftreten 
und zu einer Verzerrung der Personalbedarfsberech-
nung aufgrund einer Verfälschung der Variable der 
Verfahrensmenge führen können. Auch über den 
Bereich amtsgerichtlicher Zivilsachen hinaus ist daher 
eine Sensibilisierung für die Bedeutung der richtigen 
statistischen Erfassung von Verfahren wünschens-
wert. 

Korrekte Erfassung der Sachgebiete 
der Verfahren

Die analoge Erfassung der Sachgebiete der Verfahren 
erfolgt auf dem jeder Akte vorgehefteten Zählblatt, 
das die für die Erfassung wesentlichen Daten enthält 
(vgl. auch Anlage 3 der ZP-Statistik). Die Serviceein-
heit nimmt die vorläufige Zuordnung vor, die die Rich-

terin bzw. der Richter überprüfen und gegebenenfalls 
korrigieren sollte. Es stehen mehrere Sachgebiete zur 
Verfügung, die für sich oder zumeist mit anderen 
Sachgebieten gemeinsam ein Pebb§y-Produkt aus-
machen. 

Den einzelnen Pebb§y-Produkten sind unterschied-
liche Basiszahlen zugeordnet (vgl. allgemein das Gut-
achten Pebb§y-Fortschreibung 2014, S. 155 f., 
https://www.drb.de/positionen/themen-des-richter-
bundes/belastung, abgerufen 28.06.2022). Eine Fehl-
zuordnung des Sachgebietes innerhalb desselben 
Pebb§y-Produktes hat im Hinblick auf die Basiszahlen 
keine Auswirkungen. Allerdings ist dem Produkt, dem 
das Auffangsachgebiet 39 (sonstiger Verfahrensge-
genstand) angehört, eine geringere Basiszahl zuge-
schrieben als verschiedenen speziellen Produkten,  
z.  B. Bau-/Architektensachen (ohne Architektenho-
norarsachen), Arzthaftungssachen und Nachbar-
schaftssachen oder Verkehrsunfallsachen, sodass 
das Übersehen des speziellen Sachgebietes zum 
Ansatz einer zu geringen Basiszahl führt. 

Exemplarisch sollen die in großer Zahl vorkommenden 
Verkehrsunfallsachen herausgegriffen werden. Diese 
sind im Allgemeinen in Sachgebiet 11 zu erfassen, 
was beim Standardfall einer Verkehrsunfallsache, in 
der die geschädigte Person ihre Schadensersatzan-
sprüche geltend macht, keine Probleme bereiten 
sollte. Es gibt aber häufig wiederkehrende Konstellati-
onen, in denen die Zuordnung fehleranfälliger ist. Viel-
fach klagt statt der geschädigten Person ein von ihr 
beauftragter Dienstleister (z. B. Sachverständige, 
Reparaturwerkstätten oder Mietwagenunternehmen) 
den seine Tätigkeit betreffenden (restlichen) Scha-
densersatzanspruch aus abgetretenem Recht der 
geschädigten Person ein. Auch hier liegt ein Anspruch 
aus einer Verkehrsunfallsache vor. Für alle Sachge-
biete gilt nämlich, dass bei abgetretenen Forderungen 
das Ursprungsrecht maßgeblich ist, z. B. bei Geltend-
machung von Ansprüchen durch Inkassounterneh-
men. 

Mehrfache Erfassung von Verfahren
In verschiedenen Konstellationen sind Verfahren  
statistisch mehrfach zu erfassen (vgl. §§ 4 und 6 ZP-
Statistik). 

Ein Zivilverfahren ist statistisch abzuschließen, sobald 
es bezüglich aller Beteiligten und aller Ansprüche in 
der Instanz erledigt ist (§ 6 Abs. 1 S. 1 ZP-Statistik). 
Für den statistischen Abschluss als erledigt gilt ein 

PEBB§Y IM RICHTERLICHEN ALLTAG

VERSCHIEDENES
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VERSCHIEDENES

Verfahren grundsätzlich, wenn die vollständige Ent-
scheidung, das unterschriebene Protokoll, der Ver-
gleich oder das Dokument, aus dem sich die Erledi-
gung ergibt, nach Vorlage beim Richter bei der 
Geschäftsstelle eingeht (§ 6 Abs. 2 ZP-Statistik). Aller-
dings sind in § 6 Abs. 3 ZP-Statistik für bestimmte 
Fälle abweichende Erledigungstatbestände und Erle-
digungszeitpunkte normiert. Beispielsweise gilt ein 
Verfahren bei einem ersten Versäumnisurteil, gegen 
das kein Einspruch eingelegt wird, nicht nur mit Ablauf 
der Einspruchsfrist als erledigt, sondern, wenn das 
Versäumnisurteil nicht zugestellt werden kann, auch 
mit Ablauf von drei Monaten nach dem letzten erfolg-
losen Zustellungsversuch (§ 6 Abs. 3 S. 1 Nr. 1 ZP-
Statistik). Mit Ablauf von sechs Monaten sind in der 
Regel Verfahren als statistisch erledigt anzusehen bei 
Nichtzahlung des angeforderten Prozesskostenvor-
schusses (§ 6 Abs. 3 S. 1 Nr. 5 ZP-Statistik) und 
ruhende, ausgesetzte, unterbrochene und nicht 
betriebene Verfahren, wenn innerhalb dieser Frist das 
Verfahren nicht weiterbetrieben wird (§ 6 Abs. 3 S. 1 
Nr. 6, 7 ZP-Statistik). 

Die statistische Neuerfassung ist in § 4 Abs. 2 ZP-
Statistik geregelt. Die Neuerfassung eines Verfahrens 
hat z. B. zu erfolgen, wenn es durch Urteil oder 
Beschluss in der Instanz erledigt worden ist und zur 
erneuten Verhandlung und Entscheidung aus der 
Rechtsmittelinstanz zurückverwiesen wird (§ 4 Abs. 2 
Nr. 6 ZP-Statistik) oder wenn die beschwerte Partei 
eine Gehörsrüge nach § 321 a ZPO einreicht (§ 4 Abs. 
2 Nr. 4 ZP-Statistik). Eine Neuerfassung eines Verfah-
rens hat aber z. B. auch zu erfolgen, wenn es durch 
Versäumnisurteil, Nichtzahlung des Kostenvorschus-
ses, Ruhen, Aussetzung, Unterbrechung oder Nicht-
betrieb beendet worden ist, wegen Ablaufs der Frist 
als erledigt gilt und nach Ablauf dieser Frist durch eine 
weiterbetreibende Erklärung fortgesetzt wird (§ 4 Abs. 
2 Nr. 3 ZP-Statistik). 

In Abgrenzung hierzu bestimmt § 4 Abs. 3 ZP-
Statistik, wann keine neue statistische Erfas-
sung vorzunehmen ist, z. B. wenn ein 
Antrag auf Entscheidung des Prozessge-
richts eingeht, die nach Abschluss des 
Erkenntnisverfahrens zu treffen ist, etwa 
Änderung der Räumungsfrist nach § 721 
ZPO oder Vollstreckungshandlungen 
nach §§ 887, 888, 890 ZPO. 

Die statistische Neuerfas-
sung wird typischerweise 
übersehen, wenn schon 
das Vorliegen eines Erledi-
gungstatbestandes überse-
hen wurde. Gerade wenn die Tat-
bestände für den Abschluss und 

das Neuerfassen zeitlich dicht beieinanderliegen, z. B. 
bei einem Einspruch gegen ein Versäumnisurteil kurz 
nach Ablauf der Einspruchsfrist oder bei der Einzah-
lung des Vorschusses kurz nach Ablauf der Sechs-
monatsfrist, besteht die Gefahr, die nur scheinbare 
Förmelei von Abschluss und Neuerfassen zu überge-
hen. 

Güterichterverfahren
Auch Güterichterverfahren sind statistisch erwäh-
nenswert. Der mündlichen Verhandlung geht nach  
§ 278 Abs. 2 S. 1 ZPO grundsätzlich eine Gütever-
handlung voraus – der hierfür anfallende Aufwand ist 
in der Basiszahl für das Verfahren enthalten. Nach  
§ 278 Abs. 5 ZPO kann das Gericht die Parteien auch 
vor einen Güterichter verweisen – dieses Güterichter-
verfahren ist mit einer eigenen Basiszahl bedacht. 
Nach der streit- und güterichterlichen Erfahrung des 
Autors kann in den meisten Verfahren eine gütliche 
Einigungsmöglichkeit sachgerecht im Rahmen der 
gewöhnlichen Güteverhandlung erörtert werden. 
Wenn sich aber, z. B. wegen eines emotionsgela-
denen Konflikts oder einer Vielzahl von verschiedenen 
Streitigkeiten zwischen denselben Parteien, ein 
gesondertes Güterichterverfahren anbietet, sollte den 
Parteien diese Option vorgestellt und eine entspre-
chende Verweisung erwogen werden. Die Durchfüh-
rung eines verknappten „Güterichterverfahrens“ vor 
dem Streitrichter bleibt nicht nur hinter den Möglich-
keiten eines gesonderten Güterichterverfahrens 
zurück, sondern führt auch dazu, dass die für solche 
Fälle statistisch vorgesehene Basiszahl nicht berück-
sichtigt wird. 

ES IST SONNTAG, 
PEBB§Y!
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Fazit

Fehlerfassungen können dazu führen, dass ein zu 
niedriger oder ein zu hoher Personalbedarf ausgewie-
sen wird. Insbesondere im Hinblick auf die geringere 
Basiszahl für das Auffangsachgebiet im Vergleich zu 
speziellen Sachgebieten und die vorgesehene Mehr-
facherfassung in bestimmten Fällen kann Passivität 
bei der Kontrolle der Verfahrenserfassung zur Auswei-
sung eines niedrigeren als des nach Pebb§y an sich 
vorgesehenen Personalbedarfs führen. 

Die korrekte Erfassung und Neuerfassung der Verfah-
ren ist kein Automatismus, kann aber mit geringem 

Aufwand sichergestellt werden. Es bietet sich an, bei 
der ersten Lektüre der Begründung der Klage bzw. 
der Anträge beiläufig die korrekte Erfassung zu über-
prüfen und etwaige Korrekturen – ebenso wie spätere 
Neuerfassungen – knapp zu verfügen. Häufiger fest-
zustellende gleichartige Fehlerfassungen können 
durch eine kurze Rücksprache mit der Serviceeinheit 
nachhaltig ausgeräumt werden. Hierdurch wird eine 
korrekte Erfassung der Verfahren für die Personalbe-
darfsberechnung gewährleistet. 

RiAG Christian Schmitt, Amtsgericht Hanau

DAS JAMMERTAL DER KINDERPORNOGRAFIE	

Menschenverachtende Brutalität, 
eine gefühllose Gleichgültigkeit 
gegenüber Kindern und die Sicher-
stellung von 1,5 Millionen Videos 
und 3,5 Millionen Fotos prägten 
den im Mai 2022 aufgedeckten Fall 
sexualisierter Gewalt gegen Kinder 
in Wermelskirchen im Bergischen 
Land. Die bislang ermittelten Opfer 
sind Säuglinge und Teenager. 
Zuvor waren in Lüdge 2018 (Miss-
brauch auf einem Campingplatz) 
und in Münster 2020 (Tatort Gar-
tenlaube), ebenfalls in Nordrhein-
Westfalen, beängstigende Verbre-
chen bekannt geworden. 

Mit der Verlesung des konkreten Anklagesatzes der 
mehr als 400 Seiten langen Anklageschrift begann 
Mitte September 2022 vor der 29. Großen Strafkam-
mer des Landgerichts Frankfurt der Prozess gegen 
vier Männer, die die kinderpornografische und nur 
über das Darknet erreichbare Plattform „BoysTown“ 
betrieben haben sollen. Die ZIT bei der Generalstaats-
anwaltschaft Frankfurt wirft einem 49-Jährigen aus 
dem Landkreis Mühldorf am Inn und einem 59-Jäh-
rigen aus Norddeutschland vor, die Plattform im Som-
mer 2019 „federführend“ aufgebaut zu haben, um sie 
der Szene zur Verfügung zu stellen. Auf „BoysTown“ 
hatten die mehr als 400.000 Mitglieder aus aller Welt 
Zugriff auf Bild- und Videodateien, auf denen teils 
schwerster sexueller Missbrauch von Kindern, vor 
allem von Jungen, zu sehen war. Als das Bundeskri-
minalamt und die Generalstaatsanwaltschaft die 

Plattform im April 2021 abschalteten, waren dort 
mehr als 1.040.000 Forenbeiträge zu finden. 
„BoysTown“ verfügte nach Angaben der Ermittler 
über Chatbereiche in verschiedenen Sprachen.

Der 49 Jahre alte Angeklagte war laut den Ermittlern 
für den Betrieb der Server verantwortlich und als 
Moderator und Administrator im Forum tätig. Er soll 
zudem zwischen 2005 und 2008 sowie 2019 und 
2021 in mindestens 17 Fällen zwei Kinder zum Teil 
schwer sexuell missbraucht haben. In einigen Fällen 
soll er Aufnahmen gemacht und per Messengerdienst 
mit anderen geteilt haben. Der 59 Jahre alte Ange-
klagte lebte der Anklageschrift zufolge zuletzt in Para-
guay und wurde nach Deutschland ausgeliefert.

In dem Prozess muss sich auch ein Einundvierzigjäh-
riger aus Paderborn verantworten, der ebenfalls zwei 
Kinder sexuell missbraucht haben soll und auf 
„BoysTown“ die Beiträge der Mitglieder kontrolliert 
haben soll. Zu Beginn seiner Einlassung erklärte er, 
die Anklage sei „vollumfänglich richtig“. Er sei bereit, 
jede Strafe zu akzeptieren, und hoffe auf professio-
nelle Hilfe, „da ich alleine mit meinem Problem nicht 
fertigwerde“. Der vierte Angeklagte, 65 Jahre alt und 
aus Hamburg, soll einer der aktivsten Nutzer gewesen 
sein und mehr als 3600 Beiträge verfasst haben.

Alle Angeklagten sind in Untersuchungshaft. Gegen 
weitere Mitglieder wird ermittelt1.  

1	 FAZ 23.09.2022.

Peter Köhler, OStA a. D.
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„Mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren 
wird bestraft, wer einen kinderpornographischen 
Inhalt verbreitet oder der Öffentlichkeit zugänglich 
macht; kinderpornographisch ist ein pornographi-
scher Inhalt (§ 11 Abs.3), wenn er zum Gegenstand 
hat: a) sexuelle Handlungen von, an oder vor einer 
Person unter 14 Jahren (Kind), b) die Wiedergabe 
eines ganz oder teilweise unbekleideten Kindes in auf-
reizend geschlechtsbetonter Körperhaltung oder c) 
die sexuell aufreizende Wiedergabe der unbekleideten 
Genitalien oder des unbekleideten Gesäßes eines 
Kindes“. 

So lautet seit Juli 2021 die Neufassung des § 184 b 
Absatz 1 Ziffer 1 StGB, der mit weiteren Ziffern die 
Verbreitung, den Erwerb und Besitz kinderpornogra-
fischer Inhalte als Verbrechen mit einer Mindeststrafe 
von einem Jahr Freiheitsstrafe unter Strafe stellt. Die 
Länderinnenminister der 16 Bundesländer hatten im 
Juni 2019 die Bundesregierung aufgefordert, sexuelle 
Gewalt an Kindern sowie das Verbreiten und den 
Besitz von Kinderpornografie künftig als „Verbrechen“ 
anzusehen. Im Juli 2019 hatten CDU-Politiker gefor-
dert, die die Strafen für Besitz und Verbreitung von 
Kinderpornografie drastisch zu erhöhen2. 

Als ich im Jahre 1976 mit der Strafverfolgung porno-
grafischer Schriften bei der Staatsanwaltschaft Frank-
furt am Main betraut wurde, war die Kinderpornogra-
fie lediglich eine Variante der qualifizierten Pornografie 
und war neben der Gewalt- und Tierpornografie ähn-
lich wie die sogenannte einfache, auch „normale“ 
Pornografie genannt, als Vergehen mit Geld- und Frei-
heitsstrafe bis zu einem Jahr bedroht. Strafbedroht 
waren lediglich die Herstellung und die Verbreitung, 
nicht aber der Besitz von Kinderpornografie. Im Jahre 
1974 hatte der Deutsche Bundestag den § 184 StGB 
reformiert und durch das 4. Strafänderungsgesetz 
vom 27.01.1975 die Pornografie freigegeben. Die 
unzüchtigen Schriften wurden jetzt Pornos genannt. 
Für Polizei und Staatsanwaltschaften geriet Mitte der 
Siebzigerjahre die Vorführung von Pornofilmen in den 
sogenannten PAM-Kinos3 in den Strafverfolgungsfo-
kus. Die Medien behaupteten, die Ordnungshüter 
seien damals jedem Schamhaar nachgehechelt. 
Einem absoluten Herstellungs- und Verbreitungsver-
bot unterlag schon immer die qualifizierte („harte“) 
Pornografie, wobei nach meinen Erfahrungen in den 
Achtzigerjahren nicht die Kinder-, sondern die Gewalt-
pornografie einen Ermittlungsschwerpunkt darstellte. 

2	� LTO 24.07.2019 Härtere Strafen rückten „das Leben, die körper-
liche Unversehrtheit und die Würde der Opfer sexueller Gewalt 
stärker in den Mittelpunkt“.

3	� PAM „Papa auf Mama“; Pornographische Filme im Verzehrkino  
(§ 184 I Nr.7 StGB).

Magazine und Super-8-Filme mit kinderpornogra-
fischen Inhalten gab es bereits in den 50er- und 60er- 
Jahren. Dabei handelte es sich vornehmlich um skan-
dinavische und holländische Produktionen, die 
zumeist im anonymen Versandhandel oder durch sog. 
fliegende Händler aus ihren Manteltaschen vertrieben 
wurden. Ein „Haus der Kinderfreunde“ befand sich 
Anfang der Siebzigerjahre in der Günthersburgallee im 
Frankfurter Nordend. Dort vertrieb ein Mann kin-
derpornografische Magazine mit der Begründung, 
der Lesestoff sei für Kinderliebende ein Ventil. Mithin 
unterbinde er sexuellen Missbrauch4.

Nach der Pornografiefreigabe wurden diese Produkte 
vereinzelt auch in den damals aufkommenden Porno-
Shops angeboten: und zwar nach Polizeierfahrungen 
in Norddeutschland auf und in Süddeutschland unter 
der Ladentheke. Diese Machwerke waren zumeist in 
Schwarz-Weiß gedruckt oder in mieser Qualität 
gefilmt. Es wurden fast ausschließlich nordafrika-
nische oder asiatische männliche und weibliche Kin-
der bei sexuellen Handlungen im scheinbar familiären 
Zusammenleben dargestellt, woraus sich die gän-
gigen Titel wie zum Beispiel „Family Sex“, „Sister-
Love“ oder „Incest“ erklären. Die heute noch bei 
Sammlern vorzufindenden Lolita-Magazine aus Däne-
mark erweckten beim geneigten Betrachter den Ein-
druck, als ob frühreife weibliche Kinder männliche 
Erwachsene verführen. Die Strafverfolgungsbehörden 
bezeichneten die sexuellen Missbrauchsdarstellungen 
als „Schmuddelkram“ und schenkten ihnen kaum 
Beachtung. Denn Aufmachung und Inhalte der sei-
nerzeit handelsüblichen Medien (Filme und Magazine) 
wirkten eher verharmlosend als erschreckend. 

Die Herstellung und Verbreitung von Kinderpornogra-
fie war in der damaligen Kriminalstatistik allenfalls eine 
Randerscheinung. Sie wurde zu einem Thema mit der 
Einführung der Videotechnik etwa Ende der 70er-/ 
Anfang der 80er-Jahre. Zu diesem Zeitpunkt wurden 
neben den bereits in einer Super-8-Film-Fassung 
bekannten Videofilmen auch neue aus deutscher Pro-
duktion mit deutschen Kindern vermarktet. 

Das bundesweit erste größere Ermittlungsverfahren 
wegen der Verbreitung von Kinderpornografie kam im 
Frühjahr 1991 in Gang. In meinem Dienstzimmer 
erschien ein Fernsehjournalist des ZDF, der einen grö-
ßeren Pappkarton – in den Ausmaßen einem Kinder-
sarg ähnlich – unter dem Arm trug, den er mir vielsa-
gend auf den Schreibtisch stellte. Der Karton enthielt 
eine Vielzahl verschiedener Videokassetten mit ein-
deutig kinderpornografischen Inhalten. Der Journalist 

4	� Auf der Frankfurter Zeil wurde er wiederholt mit einem Werbepla-
kat beobachtet. Nachdem seine inkriminierte Lektüre mehrmals 
richterlich beschlagnahmt worden war, wanderte er nach Kanada 
aus.
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berichtete mir stolz, dieses Material konspirativ, aber 
ohne größere Schwierigkeiten von verschiedenen 
Anbietern aus der gesamten Bundesrepublik teuer 
angekauft und diese Geschäfte heimlich für einen 
Fernsehbericht gefilmt zu haben. 

Angesichts dieser Sachlage gelang es mir, das Bun-
deskriminalamt in Wiesbaden mit den Ermittlungen 
gegen eine Mehrzahl von noch nicht identifizierten 
Beschuldigten in verschiedenen Bundesländern 
wegen der Herstellung und der Verbreitung von kin-
derpornografischen Videofilmen zu beauftragen. Dies 
gestaltete sich nicht einfach, da das Bundeskriminal-
amt sich bislang mit diesem Kriminalitätsfeld ermitt-
lungsmäßig noch nicht beschäftigt hatte, sondern 
sich allein als Zentralstelle für einen nationalen Infor-
mationsaustausch zuständig sah. Bei der Übernahme 
des Verfahrens war es hilfreich, dass ich als Abtei-
lungsleiter hessenweit für die Verfolgung von Straf-
taten der Organisierten Kriminalität bereits seit Jahren 
mit dem Bundeskriminalamt staatsanwaltschaftliche 
Ermittlungsverfahren geführt hatte.

Ein Kopf der Kinderpornografievertreiber war mir 
bereits bekannt. Ein damals 35-jähriger ehemaliger 
Koch war gerade ein Jahr zuvor von einem Schöffen-
gericht in Frankfurt wegen des Versandhandels mit 
einfach-pornografischen Videofilmen zu einer Frei-
heitsstrafe mit Bewährung verurteilt worden. Mit einer 
jungen Frau aus Köln hatte er damals privat gedrehte 
Pornovideos getauscht. Dabei handelte es sich um 
dilettantische Amateuraufnahmen mittlerer Qualität 
mittels einer Videokamera. Diese billigen Filmchen bot 
er in unverfänglichen Kleinanzeigen in Tageszeitungen 
und Kontaktmagazinen an. Er erweiterte sein Ange-
bot entsprechend der Nachfrage auf gewalt- und ver-
einzelt tierpornografische Darstellungen, die er aus 
Holland bezog. Schließlich konnte der Versandhänd-
ler aus dieser Quelle für seine Kunden mit ganz spezi-
ellen Wünschen Kinderpornografie anbieten.

Trotz mehrerer Wohnungsdurchsuchungen und 
Sicherstellungen liefen die Geschäfte damals sehr 
gut. Der Handelsmann verlagerte seine Bestände in 
die Wohnung einer Nachbarin und mietete sich eine 
Garage als Lager an. Diese konnte aufgrund einer 
aufwendigen Postbeschlagnahme durch einen glück-
lichen Zufall – bekanntlich darf die Postkontrolle von 
dem Richter nur auf den Staatsanwalt übertragen 
werden –  geortet und geräumt werden. Aufgrund der 
Ermittlungen des Bundeskriminalamts konnte er in 
einem benachbarten Landgerichtsbezirk aufgespürt 
werden. Mein damals jugendlicher Ermittlungseifer 
war ihm wohl lästig geworden. Auf einem Camping-
platz in einem Wohnwagen, wo er ein Dutzend Video-
rekorder als Kopiermaschinen laufen ließ, erfolgte 
seine Festnahme.

Insgesamt konnten aufgrund einer bundesweiten aus 
Frankfurt gesteuerten Beschlagnahmeaktion durch 
das Bundeskriminalamt bei den ermittelten Zwischen-
händlern und Abnehmern über 600 Videokassetten 
mit qualifiziert pornografischen Inhalten sichergestellt 
werden. Es wurden dabei kinderpornografische 
Machwerke gefunden, die bereits eine sog. Studio-
Qualität aufwiesen.

Vor 1993 fehlte allerdings die Strafbarkeit für den 
Besitz von Kinderpornografie. Alle „Sammler“ blieben 
also straflos. Eine Einziehung dieses inkriminierten 
Materials stieß immer wieder auf Schwierigkeiten. 
Durch die ZDF-Sendung „Mona Lisa“ bekam ich 
Gelegenheit, mit den beiden Journalistinnen Maria 
von Welser und Petra Gerster damals in Bonn den 
Justizminister Kinkel zu besuchen, um auf die Straf-
barkeitslücke aufmerksam zu machen. Am 
23.07.1993 wurde auch der Besitz von Kinderporno-
grafie durch das 27. Strafrechtsänderungsgesetz 
unter Strafe gestellt. 

Erst später, nämlich aufgrund der Vorgänge in Belgien 
im Sommer 1996 (Marc Dutroux) und später in Zand-
voort/Holland im Sommer 1998, vermittelte eine 
öffentlichkeitswirksam gestaltete Medienberichter-
stattung in Bild und Ton der breiten Öffentlichkeit und 
damit auch dem mündigen Bürger die Erkenntnis, 
dass jeder Herstellung einer kinderpornografischen 
Schrift ein sexueller Missbrauch zugrunde liegt. 

Es ist auch gelungen, aufgrund der Ermittlungen kind-
liche Darsteller zu identifizieren und die für den Miss-
brauch Verantwortlichen anzuklagen. In einem Fall 
konnte ein berufsloser Mann ermittelt werden, der mit 
einer sozial schwachen jüngeren Frau eine Lebensge-
meinschaft gründete, um deren beide Kinder bei 
sexuellen Missbrauchshandlungen zu videografieren. 
Das Paar kleidete die neunjährige Tochter wie eine 
Prostituierte und filmte sie in verschiedenen sexualbe-
zogenen Darstellungen. Das ZDF strahlte 1998 in der 
Sendung „Aktenzeichen XY ... ungelöst“ das Bild 
einer stählernen Tischtennisplatte auf einem nicht 
bekannten Schulgelände aus. Noch während der 
Sendung meldete sich ein Zuseher, der die betref-
fende Schule in Baden-Württemberg erkannt hatte. 
Bereits einen Tag später konnte das gesuchte Kind 
ermittelt werden. Es war von seinen Eltern einem 
„guten Bekannten“ während ihres Urlaubs anvertraut 
worden. 

Erst die Einführung des Internets noch vor der Jahr-
tausendwende vergrößerte die Verbreitungs- und 
Absatzmöglichkeiten gewaltig. Ein Angeklagter 
erwähnte mir gegenüber einmal, nach einem Fern-
sehbeitrag, in dem ich die Verwerflichkeit des 
Geschäfts mit Kinderpornografie angeprangert hatte, 
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habe er eine deutliche Zunahme des Geschäfts zu 
verzeichnen gehabt.

Der Gesetzgeber hatte 1973 aus unerfindlichen Grün-
den angeordnet, die qualifizierte wie die einfache Por-
nografie ohne eine angehobene Strafandrohung zu 
versehen; § 184 Abs. 1 und Abs. 3 StGB sahen bis 
zum Jahre 1993 als Sanktionen Geldstrafe und ledig-
lich Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr vor. In verschie-
denen Medienbeiträgen hatte ich bereits in den Acht-
zigerjahren wegen dieser geringen Strafandrohung 
erwähnt, der Gesetzgeber bestrafe einen Geldfäl-
scher mit einer Mindeststrafe von einem Jahr als Ver-
brecher, die Herstellung und Verbreitung von Kin-
derpornografie bewege sich im Strafrahmen einer 
Beleidigung oder eines Hausfriedensbruchs. Mit dem 
seit Mitte 2021 geltenden Verbrechenstatbestand 
wurden Staatsanwälte und Richter allerdings auch 
nicht glücklich, da er für leichtere Fälle keine Einstel-
lungsmöglichkeiten oder keine Strafrahmenverschie-
bung vorsieht. 

Robert Grain, Richter am Amtsgericht München, hält 
die nun fehlende Einstellungsmöglichkeit für verfas-
sungswidrig. Er hat es dem Bundesverfassungsge-
richt zur Prüfung im Wege der konkreten Normenkon-
trolle vorgelegt (Art. 100 Abs. 1 GG). Dem Verfahren 
liegt nach Medienberichten ein Fall zugrunde, in dem 
ein Kind ein Nacktbild an ein anderes Kind versandte 
und die Mutter dieses zur Warnung an weitere Eltern 
schickte. Laut SZ5 kritisiert Grain unter anderem das 
Missverhältnis zur Strafandrohung von krassen Bil-
dern mit dem sexuellen Missbrauch von Kindern 
durch Tiere oder Folter, wo nur eine Höchststrafe von 
fünf Jahren drohe. Bis zur Klärung der Frage der Ver-
fassungsmäßigkeit des Gesetzes ist das Strafverfah-

5	� Annette Ramelsberger SZ 08.10.2022, Seite 3. Vgl. auch Royen 
(VRLG Freiburg a. D.) „Vom Missbrauch des Missbrauchs: Wie 
der Gesetzgeber Strafrichter zum Rechtsbruch zwingt“. StV 
12/2012, Seite I (Editorial).

ren nun ausgesetzt. Das Bundesverfassungsgericht 
teilte LTO mit, dass der Antrag unter dem Aktenzei-
chen 2 BvL 11/22 bereits am 22. Juni 2022 dort ein-
gegangen ist6. 

Mit dem Internet trat eine Zeitenwende ein: Ehemals 
suchte ich mit meinen Hilfsbeamten7 Magazine, 
Super-8-Filme und Videokassetten. Beweiserheb-
liches Schriftenmaterial fanden wir total verdreckt und 
verrußt in zugemauerten Entlüftungsschächten, 
Schornsteinen und Kellergewölben. Heute sind es 
Festplatten und allenfalls angestaubte Sticks, alle-
samt in guter Bild- und Tonqualität, allerdings in einer 
Datenmenge, die früher jeden Videorekorder ver-
schlissen hätte. Die Menge der Verfahren und die 
Zunahme von Widerlichkeiten hätte ich mir vor vierzig 
Jahren nicht vorstellen können. Die BKA-Operationen 
„Pecunia“ (2002), „Himmel“ (2006) und „Zauberwald“ 
(2008), letztere kurz vor meiner Pensionierung und 
immerhin auch schon mit sechs Haftbefehlen, sind 
durch die aktuellen Umfangsverfahren in den Schat-
ten gestellt worden. Noch mehr Aufklärung wäre 
möglich, wenn die Vorratsdatenspeicherung ohne 
Vorbehalte zur Missbrauchsaufklärung eingesetzt 
werden könnte8. Ein frommer Wunsch der Strafverfol-
gungsbehörden.

Peter Köhler

6	 LTO 10.10.2022.

7	� Ende August 2004 wurde die Bezeichnung Hilfsbeamte der 
Staatsanwaltschaft gestrichen und durch den Begriff Ermittlungs-
person ersetzt (§ 152 GVG).

8	� LTO 24.10.2022 Vorratsdatenspeicherung: Die Beauftragte der 
Bundesregierung für Fragen des sexuellen Missbrauchs, Kerstin 
Claus, hat sich laut deutschlandfunk.de gegen den von Justizmi-
nister Buschmann geplanten Verzicht auf jede Vorratsdatenspei-
cherung ausgesprochen. Insbesondere im Bereich der Miss-
brauchsdarstellungen seien die Ermittlungsmöglichkeiten ohne 
einen Zugriff auf die IP-Adressen deutlich reduziert. Das von 
Buschmann favorisierte „Quick-Freeze-Verfahren“ sei weniger 
wirksam.
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